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Sitzungstag: Dienstag, den 25.07.2023 von 19:30 Uhr bis 22:15 Uhr 
 

Sitzungsort: Sitzungssaal des Rathauses Bürgstadt 
 
 

Namen der Mitglieder des Gemeinderates Bürgstadt 
 

Anwesend Bemerkung 
 
Vorsitzender 

 

1. Bgm. Grün, Thomas  
 
Schriftführer 

 

VR Hofmann, Thomas  
 
Mitglieder des Gemeinderates 

 

GR Helmstetter, Matthias  
3. Bgm. Eck, Max-Josef  
GR Sturm, Christian  
GR Balles, Gerhard  
GR Mai, Dennis ab 20.15 Uhr anwesend 
GR Neuberger, Peter  
GR Braun, Dieter  
2. Bgm. Neuberger, Bernd  
GR Reinmuth, Jörg  
GR Berberich, Nils  
GR Meder, Annalena  
 

Abwesend  
 
Mitglieder des Gemeinderates 

 

GR Elbert, Klaus entschuldigt 
GR Neuberger, Burkhard entschuldigt 
GR Friedl, Heike entschuldigt 
GR Krommer, Marianne entschuldigt 
GR Rose, David entschuldigt 
 
 

Beschlussfähigkeit im Sinne Art. 47 (2) – 47 (3) GO war gegeben. 



 
TAGESORDNUNG 

 

Öffentliche Sitzung 
 
 1.   Weiterführung Regionales Mobilitäts- und Siedlungsgutachten für den 

Bayerischen Untermain (REMOSI) - Sieben Brücken 
  
 2.   Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 04.07.2023 
  
 3.   Bekanntgabe von Beschlüssen aus der nicht öffentlichen Sitzung vom 

04.07.2023 
  
 4.   Bauantrag für den Neubau eines Einfamilienhauses mit Gewerbeeinheit im 

EG, Kolpingstraße 3 
  
 5.   Bauantrag für den Abbruch eines Einfamilienwohnhauses und Neubau eines 

Mehrfamilienhauses mit 6 Wohneinheiten und 4 Carports, Streckfuß 33 
  
 6.   Neuerlass der Friedhofssatzung 
  
 7.   Festlegung der Friedhofsgebühren und Neuerlass der 

Friedhofsgebührensatzung 
  
 8.   Informationen des Bürgermeisters 
 8.1.   Genehmigung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes 2023 durch das 

Landratsamt 
 8.2.   Kein Glasfaserausbau durch Glasfaser Plus in Bürgstadt 
 8.3.   Genehmiungsfreistellung Zum Heimbuch 9 
  
 9.   Fragen und Informationen aus dem Gemeinderat 
 9.1.   Flyer für Friedhofserweiterungsfläche 
 9.2.   Digitale Sirenen 
  
 10.   Anfragen aus der Bürgerschaft 

-entfällt- 
 



 

Zu Beginn der Sitzung begrüßte Bgm. Grün die anwesenden Gemeinderäte und die Zuhörer. 
Er stellte die ordnungsgemäße Ladung und die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
Da zu TOP „Weiterführung Regionales Mobilitäts- und Siedlungsgutachten für den 
Bayerischen Untermain (REMOSI) - Sieben Brücken“ Herr Kreisbaumeister Andreas  
Wosnik anwesend war, wurde dieser als TOP 1 behandelt.  
 

Öffentliche Sitzung 
 
1. Weiterführung Regionales Mobilitäts- und Siedlungsgutachten für den 

Bayerischen Untermain (REMOSI) - Sieben Brücken 
 
Ende 2018 hat der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain ein Gutachten über 
die Zukunft der Region in Auftrag gegeben. Im Rahmen des REMOSI-Projektes (2019 – 
2021) wurden mögliche Entwicklungspfade der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung in der 
Region Bayerischer Untermain abgebildet. Außerdem sollten Maßnahmen für die Zukunft 
gesetzt und Themen, wie beispielsweise Siedlungsstrukturen, verkehrliche Erreichbarkeit und 
umweltfreundliche Mobilität mit aufgenommen werden. 
 
In dem Konzept werden insgesamt sieben Mainbrücke bzw. Querungen für Fuß- und 
Radverkehr vorgeschlagen, um die Anbindung der, auf der der Bahnlinie gegenüberliegenden 
Mainseite befindlichen Ortschaften zu sichern. Das gesamte Verlagerungspotential der 7 
Brücken wird auf rund 14.200 Fahrten täglich geschätzt.  
Für Bürgstadt wird folgendes Potential angegeben. 
 

 
 
Eine Übersicht aller Brücken findet sich in dem beiliegenden Exposé. 
 
Die Weiterführung des Konzeptes wurde durch den Regionalen Planungsverband in einer 
Kooperation mit der Initiative Bayerischer Untermain eingeleitet. Im Rahmen dieser 
Weiterführung wurden mittlerweile eine Auftaktveranstaltung, zwei Nachbarschaftsforen und 
eine Mobilitätskonferenz durchgeführt. 
 
Ein, im REMOSI-Konzept aufgezeigtes, für die Kommunen entlang des Mains wichtiges 
Thema ist die Schaffung von Mainquerungen für den nichtmotorisierten Nahverkehr 
(Radfahrer, Fußgänger, evtl. Shuttle für körperlich eingeschränkte Personen). 
 
In der Auftaktveranstaltung zur Umsetzung des REMOSI hatten sich bereits einige 
Bürgermeister für dieses Thema eingesetzt. Im Anschluss wurde mit den Gemeinden, in 
denen Querungsmöglichkeiten mit relativ hohem Potential für die Koppelung von 
schienengebundenem Nahverkehr und Fuß- bzw. Radverkehr aufgezeigt wurde, eine 
Informationsveranstaltung und nun ein weiteres Treffen in der Initiative Bayerischer 
Untermain durchgeführt. Zu der Veranstaltung hatte der Landkreis ein auf das Thema 
spezialisiertes Beratungsbüro gebeten, eine Weiterführung der Thematik durch eine 
Arbeitsgemeinschaft der Kommunen zu skizzieren. 
 



 

In der Sitzung wurde folgende Punkte diskutiert: 
▪ möglicher Projektverlauf 
▪ Grobkosten 
▪ Umsetzungsstrukturen 
▪ nächste Schritte 
 

 
 
Machbarkeitsstudie 
Als ein wichtiger Meilenstein und Stufe 1 der Projektumsetzung soll nun zunächst eine 
Machbarkeitsstudie zu den insgesamt 7 vorgeschlagenen Brücken erstellt werden. Diese 
Studie klärt für jede Gemeinde grundlegende Punkte: 
Rechtliche und technische Ausgangslage und Sachverhalte 
Hierunter sind zum Beispiel Besitzverhältnisse, die Baurechtschaffung, Sicherheitsrichtlinien 
und Auflagen der Ämter zu verstehen. Untersuchung konstruktiver Grundsatzlösungen, 
Vordimensionierung der Haupttragelemente, Gründungsvarianten auf der Basis von 
vorhandenen Daten 
 
Gestalterische Sachverhalte 
Gesamtheitlicher Ansatz für Gestaltung, Schaffung einer identitätsbildenden Gestaltung für 
die Mainbrücken (Touristischer Hintergrund), Leitdetails, Geländer, Beleuchtung und 
natürlich Erstellung einer Visualisierung 
 
Verkehrstechnische Sachverhalte 
Klärung der möglichen Standorte in einer Gemeinde, Anbindung der Brückenbereiche an das 
vorhandene Netz, Nennung der fachlichen Planungsbeteiligten für späteren Phasen 
Umwelttechnische Sachverhalte Naturschutzfachliche und raumplanerische Vorgaben sowie 
Angaben zu Bestand und Bestandsentwicklung FFH, Umwelterheblichkeit 
Variantenvergleich incl. Kostenbetrachtungen und Finanzierungsansätze 
Beschreibung möglicher Varianten und Beurteilung der möglichen Varianten und Bewertung 
anhand einer abgestimmten Matrix sowie Ermittlung einer Vorzugsvariante, Kostenansätze 
für Variantenvergleiche, Kostenschätzung je Bauwerk, Zusammenstellung aller möglicher 
Förderprogramme für die Projektabwicklung, Ermittlung der Förderraten, Konkrete 
Handlungsempfehlungen für das weitere Vorgehen 
Nach der Machbarkeitsstudie besteht für alle Beteiligten Kommunen die Möglichkeit die 
Ergebnisse weiter zu verwenden oder ggf. eine Umsetzung nicht direkt anzustreben. 
 
Vorteile einer gemeinsamen Lösung 



 

Die Vorteile einer gemeinsamen Umsetzung dieser Machbarkeitsstudie liegen auf der Hand. 
Wesentlich ist zum einen, dass durch die Degression von Planungshonoraren und der 
einmaligen Erhebung von Basisdaten bzw. der wiederholten Verwendung dieser, deutliche 
finanzielle Vorteile gegenüber eine jeweils auf max. zwei Kommunen bezogenen einzelnen 
Brücke sicher sind. 
Nicht zu unterschätzen ist auch der touristische Mehrwert dieser zwar für den Alltagsverkehr 
gedachten Mainquerungen. Allerdings binden die Brücken auch die jeweils von der Bahn 
abgeschnittenen Kommunen an die Bahn an, aber auch die touristisch interessanten 
Bereiche auf dem jeweils anderen Ufer des Mains an die Kommune mit dem Bahnhalt. 
Gerade durch den gemeinsamen Gestaltungsansatz sind die Querungen selbst schon von 
touristischem Interesse. 
Der finanzielle Vorteil für jede einzelne Kommune erschließt sich aus der folgenden Grafik: 
 

 
 
Umsetzungsorganisation 
Für die Umsetzung der Machbarkeitsstudie stehen unterschiedliche Modelle zur Verfügung. 
Grundsätzlich kann bei der Umsetzung auf die organisatorische Unterstützung durch das 
Kooperationsprojekt Regionaler Planungsverband und Initiative bayerischer Untermain 
zurückgegriffen werden. Alternativ kann auch in einer Arbeitsgruppe oder thematischen 
Allianz die weitere Bearbeitung erfolgen. 
 
Maßgeblich sollen auch die beiden Landkreise sich unterstützend einbringen. 
Personalressourcen 
Durch die Mitwirkung der beiden Landkreise und die konzentrierte Herangehensweise 
werden in erheblichem Umfang Personalressourcen gespart und gebündelt. In den jeweiligen 
Kommunen wird jedoch ein zentraler Ansprechpartner erforderlich. 
 
Erforderliche Mittel 
Für eine erste Abschätzung zu den Kosten einer solchen Machbarkeitsstudie gehen die 
hinzugezogenen Berater von ca. 150.000 € für 7 Brücken aus. Dagegen würde die 
Betrachtung für eine einzelne Brücke mit rd. 105.000 € zu Buche schlagen. Unter der 
Annahme einer 50%igen Förderung entfielen bei dann 11 Gemeinden und 1 Landkreis ein 
Betrag unter 10.000€. Bei nur 5 Brücken könnte sich dieser Betrag auf rd. 15.000€ erhöhen. 
In der letztgenannten Höhe sollte sich die Kommune zur Kostenübernahme verpflichten. 
 
 
 
 



 

Zeitlicher Ablauf 
Mit einer Entscheidung der Kommunen zur Beteiligung wird bis zum 31.07.2023 gerechtet 
um die Leistungsbeschreibung und Ausschreibung der Machbarkeitsstudie bis zum Herbst 
vorzubereiten. Die Studie selbst wir voraussichtlich 9-12 Monate in Anspruch nehmen. 
 

 
 
Die Verwaltung war im Rahmen der Arbeit im Regionalen Planungsverbandes thematisch an 
der „Remosi“-Studie beteiligt. Die nun vorgeschlagene interkommunale Vorgehensweise 
bietet die Möglichkeit, kostengünstig eine Machbarkeitsstudie als Grundlage für weitere 
Entscheidungen erstellen zu lassen. Die Verwaltung schlägt vor, die Machbarkeitsstudie in 
Zusammenarbeit der weiteren Kommunen in Auftrag zu geben. 
 
Bgm. Grün führte einleitend aus, dass er auf Kreisebene bereits zur Thematik informiert ist 
und bereits damals eine gewisse Skepsis zeigte, bezüglich der Teilnahme von Bürgstadt an 
der Machbarkeitsstudie. Für ihn sind Vorteile für Bürgstadt mit einer Brückenlösung bzw. 
sonstigen Querungsmöglichkeit des Mains nur dann gegeben, wenn tatsächlich auf der 
anderen Mainseite der Bahnhof in der Weise von der Deutschen Bahn aktiviert wird, dass 
zumindest ein Bedarfshalt errichtet wird. Dies bezweifelte er jedoch, trotz Elektrifizierung der 
Bahn im Abschnitt Aschaffenburg/Miltenberg, auch deshalb, da derzeit bereits ein 
Planfeststellungsverfahren der Bahn bezüglich der Schließung des vorhandenen 
Bahnüberganges bei gleichzeitigem Ausbau der Bahnunterführung in Richtung Kirschfurt 
läuft. Dieses Bestreben spricht seiner Meinung nach gegen eine Aktivierung des Bahnhalts. 
 
Anschließend begrüßte Bgm. Grün zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Kreisbaumeister 
Andreas Wosnik und übergab ihm das Wort. 
 
Herr Wosnik gab einen Überblick über den bisherigen Projektverlauf und ging hierbei im 
Wesentlichen auf die oben genannten Punkte ein. Bürgstadt betreffend, so stellte auch er 
fest, macht die Errichtung einer Brücke bzw. Mainquerung tatsächlich nur dann Sinn, wenn 
auf der gegenüberliegenden Mainseite der Bahnhalt geschaffen bzw. aktiviert wird. Auch im 
Sinne von REMOSI sah er hierin einen deutlichen Mobilitätsvorteil für Bürgstadt, da seiner 
Meinung nach bei einem eigenen Halt in kurzer Entfernung zum Ort evtl. deutlich mehr 
Personen auf die Zugverbindung setzen, als derzeit, nachdem von Bürgstadt, Ortsmitte bis 
zum Bahnhof Miltenberg ca. 2,5 km zu überwinden sind. Aufgrund der vom Freistaat 
zugesagten Elektrifizierung der Bahn von Aschaffenburg bis Miltenberg, sieht er durchaus 
Möglichkeiten, dass in diesem Rahmen darüber hinaus auch die Idee des Ausbaues eines 
Bahnhalts in Bürgstadt untersucht werden könnte. Dies könnte im Rahmen der angedachten 
Machbarkeitsstudie bei der Weiterführung von REMOSI geschehen, wobei auch die Bahn mit 
ins Boot zu nehmen wäre. Er gab zu, dass es sich um eine Idee handelt, die optimistisch 
betrachtet nicht vor 2035 umgesetzt wäre. Dennoch vertrat er die Meinung, dass jetzt der 



 

richtige Zeitpunkt wäre, diese Idee im Rahmen der Machbarkeitsstudie REMOSI ins Feld zu 
führen. Sollte sich Bürgstadt mit dem Brückenstandort bzw. alternativen 
Querungsmöglichkeiten (z. B. autonom fahrende Fähre) nicht an der Machbarkeitsstudie 
beteiligen, sieht er auch keine Möglichkeit, dass das ambitionierte Projekt jemals umgesetzt 
werden kann.  
 
Abschließend informierte Herr Wosnik, dass von den ursprünglich angedachten sieben 
Brückenstandorten ein Standort bereits eine eigenständige Machbarkeitsstudie beauftragt hat 
und eine weitere Brücke mit zwei Kommunen verzichtet, da sie bereits aus früheren Jahren 
Planungen für eine zusätzliche Brücke vorliegen haben. Mit Bürgstadt verblieben demnach 
fünf Brücken, wobei evtl. noch eine Verbindung aus dem Landkreis Aschaffenburg 
hinzukäme. Die Kosten für die Erstellung der Machbarkeitsstudie belaufen sich auf höchstens 
15.000 € je Kommune, abhängig von der Zahl der teilnehmenden Gemeinden.  
 
Bgm. Grün stellte nochmals klar, dass ohne Beteiligung an der Machbarkeitsstudie, Bürgstadt 
aus der Weiterführung des REMOSI bezüglich der sieben Brücken bzw. weiterer 
Querungsalternativen nicht weiter berücksichtigt wird und auch keine Zukunftsvisionen in 
diesem Bereich untersucht werden.  
 
Auf Nachfrage von 2. Bgm. Neuberger wie sich die 800 Querungen pro Tag ermitteln, 
informierte Herr Wosnik, dass hierfür das Verkehrsmodell des Staatlichen Bauamtes 
herangezogen und weiterentwickelt wurde. Letztlich wurde daraus ein digitales Modell mit 
Annahmen zur künftigen ÖPNV- und Radnutzung erstellt. Auch 2. Bgm. Neuberger betonte 
nochmals, dass für ihn die Schaffung einer Querungsmöglichkeit nur dann in Betracht 
kommt, wenn tatsächlich die Option eines weiteren Bahnhaltes auf der gegenüberliegenden 
Mainseite besteht.  
 
GR Helmstetter gab zu, dass er schon immer den Traum einer Fußgänger- bzw. 
Radfahrbrücke über den Main in diesem Bereich hegte. Er stellte fest, dass aus touristischen 
Gründen die Überquerung wenig Sinn macht und für eine attraktive Mobilität auch viel von 
der Bahn selbst abhängt, inwieweit deren Angebote genutzt werden.  Er bezweifelte, dass 
bei einem Potential von 800 Personen täglich die Bahn das Thema Elektrifizierung über 
Miltenberg hinaus bis Bürgstadt energisch vorantreiben wird. Nachdem auch eine alternative 
Prüfung zur Brücke (Fährbetrieb) im Rahmen der Machbarkeitsstudie erfolgt, kann er sich 
vorstellen, diesen Schritt mitzugehen, auch wenn er einer späteren Umsetzung skeptisch 
entgegensieht, zumal insbesondere die Finanzierung des Bauprojektes noch völlig unklar ist.  
 
GR Reinmuth sah im Bereich der Elektrifizierung von Aschaffenburg bis Miltenberg mit 
beidseitig erschlossenen Gebieten durchaus einen Sinn für eine Querung. Nachdem jedoch 
auf der gegenüberliegen Seite von Bürgstadt keine Infrastruktur vorhanden ist, für die durch 
Mainquerung eine verkürzte Wegstrecke bedeuten würde, sieht er für Bürgstadt keinen 
Vorteil, zumal er stark bezweifelt, dass die Elektrifizierung der Bahn über Miltenberg 
hinausgeht. Auch wenn die 15.000 € keinen großen Geldbetrag darstellen, müssen die 
Ausgaben der Gelder dennoch gegenüber den Bürgern verantwortet werden.  
 
Herr Wosnik entgegnete, dass die Projektierung der Elektrifizierung noch nicht begonnen ist 
und man den Wunsch Bürgstadts auf Errichtung eines Bahnhaltes durchaus im Rahmen der 
Machbarkeitsstudie und der Bahnprojektierung anbringen kann.  
 
GR Balles befand es für gut, „Ideen zu spinnen“ und sah hier auch die Höchstgrenze für die 
Machbarkeitsstudie mit 15.000 € als gerechtfertigt an. Neben der Aktivierung des Bahnhaltes 
könne er sich als Folge daraus auch die radwegemäßige Erschließung der rechtsmainischen 
Strecke Miltenberg-Kirschfurt vorstellen.  
 



 

GR Neuberger P. erachtete mit den vorhandenen beiden Mainbrücken (Alte Brücke 
Miltenberg; Martinsbrücke Bürgstadt) die Erschließungsfunktion zur anderen Mainseite als 
mehr als vorhanden und auch die radmäßige Erreichbarkeit des Bahnhofes in Miltenberg für 
machbar. Deshalb sah er keine Notwendigkeit eines zusätzlichen Bahnhaltes auf der anderen 
Mainseite, geschweige denn Querungsmöglichkeiten des Mains durch Brücke oder Fähre.  
 
Bgm. Grün stellte folgenden Wortlaut zur Abstimmung: 
 
Beschluss: Ja 6  Nein 6   
 
Die Mitglieder des Gemeinderats beschließen: 
a) sich an der ersten Stufe zur Minderung der Barriere-Wirkung des Mains für den Fuß- und 
Radverkehr zu beteiligen und die hierfür erforderlichen Mittel in Höhe von 15.000€ für das 
kommende Haushaltsjahr (2024) zur Verfügung zu stellen. 
b) die Verwaltung mit der weiteren Bearbeitung des Projektes zu beauftragen und die 
notwendigen Personalressourcen im dargestellten Umfang zu sichern. 
c) im Rahmen der örtlichen Prüfung der möglichen Standpunkte in der Gemeinde 
mitzuwirken. 
 
Aufgrund der Fragestellung und des Abstimmungsergebnisses ist die Beteiligung des Marktes 
Bürgstadt an der Weiterführung des regionalen Mobilitäts- und Siedlungsgutachtens 
(REMOSI-Sieben Brücken) abgelehnt.  
 
 
 
2. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 04.07.2023 
 
Der Vorsitzende erklärte, dass den Gemeinderäten die Niederschrift der öffentlichen Sitzung 
vom 04.07.2023 zugestellt wurde. 
Einwendungen wurden nicht erhoben. 
 
 
 
3. Bekanntgabe von Beschlüssen aus der nicht öffentlichen Sitzung vom 

04.07.2023 
 
TOP 2 Parkflächensanierung vor dem Haupteingang des Friedhofes im 

Streckfuß; Auftragsvergabe 
 

Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt der Auftragsvergabe für die Parkflächensanierung vor 
dem Haupteingang des Friedhofes im Streckfuß an die Fa. Siemens, 
Großheubach zum Angebotspreis von brutto 47.135,84 € zu. 

 
TOP 3  Erweiterung der Kindertagesstätte "Bürgstadter Rasselbande"; 

Vergabe der Erd-, Maurer- und Betonarbeiten 
 

Beschluss: 
Mit dem Gewerk „Erd-, Maurer- und Betonarbeiten“ der Erweiterung der 
Kindertagesstätte „Rasselbande“ wird die Fa. Marquart in Mömlingen mit 
einem Brutto-Angebotspreis von 898.441,42 € beauftragt. 

 
 
 



 

TOP 4 Vergabe der Sanierungsmaßnahmen für das gemeindliche 
Wohnanwesen Sandweg 10 

 
Beschluss: 
Der Vergabe der Sanierungsarbeiten für das gemeindliche Anwesen „Sandweg 
10“, OG für die Gewerke Fenster und Haustür zu € 8.849,64 brutto an die 
Firma Breunig, Bürgstadt dem Gewerk Sanitär an die Firma SeguBad, 
Leidersbach für € 6.283,08 brutto und für das Gewerk Bodenverlegearbeiten 
an die Firma Herrmann, Bürgstadt zum Angebotspreis von € 5.628,52 brutto 
wird zugestimmt. 

 
 
 
4. Bauantrag für den Neubau eines Einfamilienhauses mit Gewerbeeinheit im 

EG, Kolpingstraße 3 
 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Krieggärten“, das Grundstück 
ist als Gewerbegebiet ausgewiesen. 
 
Herr Christof Ullrich beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Gewerbeeinheit 
im Erdgeschoss und Wohnnutzung im Obergeschoss bzw. Dachgeschoss. Die notwendigen 
Stellplätze sind nachgewiesen. 
 
Es lag bereits im Jahre 2018 ein Bauantrag für den Neubau eines Gewerbeobjektes mit 
Ferienwohnung und Carport vor. Hierfür gab es eine rechtskräftige Baugenehmigung, die 
jedoch im Jahre 2022 erloschen ist, da die Bauarbeiten nicht ausgeführt wurden. 
 
Der nun vorliegende Plan beinhaltet folgende Nutzung: 
 
Das Gebäude ist eine Kombination aus einer Gewerbeeinheit im Erdgeschoss und einer 
Wohneinheit im Obergeschoss und Dachgeschoss.  
 
Im Erdgeschoss ists langfristig eine Arztpraxis geplant, die von der Tochter nach Abschluss 
ihres Studiums eingerichtet werden soll. 
Das Ober- und Dachgeschoss soll wie erwähnt als Wohnung genutzt werden. 
 
Für das Vorhaben sind Befreiungen vom Bebauungsplan „Krieggärten“ erforderlich, und 
zwar: 
 

1. Baugrenzenüberschreitung im Norden um 1,20m -1,50 m auf der Hauslänge; 
2. Stellplätze außerhalb des Baufensters. 

 
Begründung: 
Zu 1. Die Baugrenze im Norden wird überschritten, um so viel Frei-Grünfläche wie möglich 
auf der Südseite zu schaffen. Die Positionierung verbessert die Höhenlage, um Stellplätze für 
Behinderte vor den Gewerberäumen ebenerdig zugänglich zu machen. Ebenso wird dadurch 
für die Treppe zur Wohneinheit im Norden an Höhe gewonnen, um die Stufenzahl zu 
verringern.  
Bereits in der Baugenehmigung im Jahre 2018 wurde diese Befreiung gewährt.  
 
Zu 2. Die notwendigen Stellplätze werden zur besseren Einfahrt entlang der Straße Bainweg 
angeordnet bzw. vor dem Gewerbeobjekt an der Kolpingstraße.  
 



 

Die beantragten Befreiungen sind städtebaulich vertretbar und auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar. 
 
Beschluss: Ja 12  Nein 0   
 
Zum vorliegenden Bauantrag und den beantragten Befreiungen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Krieggärten“ wird das gemeindliche Einvernehmen erteilt.  
 
 
 
5. Bauantrag für den Abbruch eines Einfamilienwohnhauses und Neubau eines 

Mehrfamilienhauses mit 6 Wohneinheiten und 4 Carports, Streckfuß 33 
 
Das Bauvorhaben beinhaltet den Abriss des vorhandenen Einfamilienwohnhauses und die 
Errichtung eines Mehrfamilienwohnhauses mit 6 Wohneinheiten und 4 Carports.  
 
Das Grundstück, Streckfuß 33, Fl.-Nr. 4120/1, Gemarkung Bürgstadt liegt in einem Gebiet 
ohne Bebauungsplan. Das Vorhaben ist demnach nach § 34 Baugesetzbuch -BauGB- 
„Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile“ zu 
beurteilen. Demnach ist dies zulässig, wenn sich das Vorhaben nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in 
die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
 
Das Bauvorhaben wurde in den vergangenen Sitzungen bereits mehrfach behandelt, zuletzt 
am 15.11.2022. Während mit dem Baukörper, in der Sitzung vom 15.11.2022, Einvernehmen 
bestand, wurde die geplante Anordnung der Stellplätze aufgrund der fehlenden 
Verkehrssicherheit in diesem sensiblen Kreuzungsbereich entlang des Streckfußes abgelehnt 
und deshalb das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt. Die Bauvoranfrage wurde nicht an 
das Landratsamt Miltenberg weitergeleitet, vielmehr wurde der Bauherr gebeten, sich um 
eine andere Stellplatzanordnung zu bemühen.  
 
Im Tekturplan vom 15.11.2022 waren die Stellplätze unmittelbar an der Grenze zum 
Streckfuß vorgesehen. Der jetzt vorliegende Bauantrag sieht vor, dass die Stellplätze parallel 
zum Streckfuß angeordnet und folglich mittels zweier Ein- und Ausfahrten auf das 
Grundstück erst auf dem Bauplatz befahren werden können. Mit dieser Variante wäre die 
befürchtete verkehrliche Gefahrenstelle, im Gegensatz zur vorherigen Stellplatzanordnung, 
entschärft. 
 
Der jetzt vorliegende Bauantrag sieht ein Mehrfamilienwohnhaus mit 6 Wohneinheiten vor 
(UG+EG+OG). An der Kubatur des Baukörpers ändert sich nichts und bleibt daher bei einer 
Firsthöhe von ca. 8,11m. Ein Ausbau des Dachgeschosses ist nicht mehr vorgesehen. 
 
Für den vorliegenden Bauantrag werden unter Berücksichtigung der Stellplatzverordnung des 
Marktes Bürgstadt sowie unter Berücksichtigung der Wohnflächen (hier: 6 Wohneinheiten) 
insgesamt 9 Stellplätze benötigt. Auf dem Grundstück werden 12 Stellplätze nachgewiesen. 
Somit ergibt sich eine Reserve von 3 Stellplätzen. 
 
Auch sind vor dem Gebäude die erforderlichen Spielflächen, wie sie nach Art. 7 Abs. 3 
Bayerische Bauordnung bei Gebäuden mit mehr als 3 Wohnungen gefordert werden und der 
gemeindlichen Spielplatzsatzung vorgeschrieben sind, ausgewiesen 
 
Die Nachbarunterschriften liegen nicht vollständig vor.  
 



 

Bauordnungsrechtliche Vorschriften werden im Baugenehmigungsverfahren durch das 
Landratsamt Miltenberg geprüft. 
 
Beschluss: Ja 12  Nein 0   
 
Zum vorliegenden Bauantrag wird das gemeindliche Einvernehmen erteilt. 
 
 
 
6. Neuerlass der Friedhofssatzung 
 
In der Gemeinderatsitzung vom 18.04.2023 wurden Regelungen zur Ruhezeit in der neuen 
Friedhofserweiterungsfläche sowie zu den gestalterischen Vorgaben bei den drei neuen 
Urnengrabformen (Kissensteingrab, gärtnergepflegtes Urnengrab und Urnenerdgrab mit 3 
Urnenstellen) beschlossen.  
 
Kurz zusammengefasst wurde folgendes beschlossen:  
 
• Die Ruhefrist einer Urne liegt auch in der Friedhofserweiterungsfläche bei 15 Jahren.  
 
• Für die Gestaltung eines neuen Urnenerdgrabes (für 3 Urnen) wurde festgelegt, dass 

keine Einfassung erlaubt ist, da die Begrenzung der einzelnen Gräber durch einen Stahl-
rahmen sichergestellt ist. Das Grab kann mit einer Abdeckplatte oder Teilabdeckplatte 
versehen oder bepflanzt werden. Die Errichtung eines Grabmals mit einer Höhe bis zu 
0,80 m ist erlaubt.  

 
• Die Kissensteingräber dürfen beschriftet werden. Die Beschriftung und die Anordnung der 

Symbole sind der Größe der Platte anzupassen, wobei das Gesamtbild so gestaltet sein 
muss, dass die Platte optisch nicht überladen wirkt und die Namenszüge und Zahlen gut 
leserlich sind. Das vorgeschriebene Grundmaterial ist Bronze.  

 
• Die Beschriftung der Gärtnergepflegten Urnengräber erfolgt über Schriftplatten welche an 

den dafür vorgesehenen Querbalken oder Steintafeln angebracht werden können. Die 
gravierte Platte hat eine Größe von 10 x 20 cm, welche mit Namen und ggf. Geburts- 
und Sterbedaten versehen werden kann. Die Schriftplatte muss vom Nutzungsberechtig-
ten selbst beschafft werden. Das vorgeschriebene Grundmaterial ist Bronze oder Messing 
in natura oder mit natürlicher Optik. Die Beschriftung ist der Größe der Platte anzupas-
sen, wobei das Gesamtbild so gestaltet sein muss, dass die Platte optisch nicht überladen 
wirkt und die Namenszüge und Zahlen gut leserlich sind. Die Anbringung wird vom Fried-
hofsträger übernommen.  

 
• Die Errichtung eines Grabmals, die Auflegung einer (Teil-)Abdeckplatte, die Beschriftung 

von Kissensteinen sowie die Fertigung von Schriftplatten bedarf der Genehmigung durch 
die Friedhofsverwaltung.  

 
Diese Regelungen werden nun in der Friedhofssatzung festgeschrieben. In diesem Rahmen 
wurde die Friedhofssatzung auf den neusten Rechtsstand gebracht. Als Grundlage hierfür 
diente das Satzungsmuster des Bayer. Gemeindetages (Stand: Mai 2021).  
 
Eine synoptische Ansicht der Änderungen konnten die einzelnen Gemeinderatsmitglieder 
vorab im Ratsinfo einsehen.  
 
 
 



 

Beschluss: Ja 12  Nein 0   
 
Der Markt Bürgstadt beschließt die Neufassung der Friedhofssatzung des Marktes Bürgstadt.  
 
Die Satzung tritt am 01.09.2023 in Kraft. 
 
Die Neufassung der Satzung ist der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt.  
 
 
 
7. Festlegung der Friedhofsgebühren und Neuerlass der Friedhofsgebühren-

satzung 
 
Die letzte Anpassung der Friedhofsgebühren wurde zum 01.12.2014 vorgenommen.  
 
Der Kommunale Prüfungsverband wurde im Herbst 2022 beauftragt die Friedhofs- und 
Bestattungsgebühren des Marktes Bürgstadt neu zu kalkulieren. Das Ergebnis wurde dem 
Gemeinderat in einer vorangegangenen Sitzung von einer Mitarbeiterin des Kommunalen 
Prüfungsverbandes vorgestellt.  
 
Die Bestattungsgebühren entwickeln sich aufgrund der Kalkulation wie folgt:  
 
Hier ist anzumerken, dass die Nutzung von den Leichenkammern und der Aussegnungshalle 
aus rechtlichen Gründen nichtmehr als Pauschalbetrag abgerechnet werden dürfen. Diese 
müssen je angefangenem Nutzungstag abgerechnet werden.  
 
Gebühren Alt in Euro  Neu in Euro  

Benutzung der Leichenkammer für die Aufbewahrung 
einer Leiche ohne Kühlung (bisher je Nutzung, neu: je 
Tag) 

100 47 

Benutzung der Leichenkammer für die Aufbewahrung 
einer Leiche mit Kühlung (bisher je Nutzung, neu: je Tag) 

150 71 

Benutzung der Leichenkammer für die Aufbewahrung 
einer Urne (bisher je Nutzung, neu: je Tag) 

50 23 

Benutzung der Aussegnungshalle zur 
Trauerfeier/Aussegnung 

80 195 

Für die an einer Bestattung anfallenden Kosten, wie z. B. 
das Öffnen und Wiederverschließen einer Grabstätte, das 
Ausschmücken der Grabstätte durch Blumenschmuck, der 
Transport des Blumenschmuckes, die Aufbahrung des 
Sarges oder einer Urne, der Transport des Sarges oder der 
Urne, die Mithilfe bei der Trauerfeier, das Verdecken des 
Erdaushubes, und sonstiger anfallender Aufwand, der 
durch das Ausheben von Erdreich entsteht sind folgende 
pauschale Gebühren zu entrichten: 

 
    

a) Bestattung im Sarg einer über 12 Jahre alten Person 480 604 
b) Bestattung im Sarg einer unter 12 Jahre alten Person 250 376 
c) für die Urnenbestattung einer Erdgrabstätte 150 240 
d) für die Urnenbestattung in der Urnenwand 120 171 
e) für die Tieferlegung eines Sarges 90 88 
f) für die Tieferlegung einer Urne 30 26 
g) für den Aushub einer Grabstätte bei über 20 cm tief 

 
    



 

gefrorenem Boden  
Zuschlag bei einer Sargbestattung 50 50 
Zuschlag bei einer Urnenbestattung 25 25 
Zuschlag für die Tieferlegung einer Urne 30 30 

    
Für das Zugänglichmachen der Angehörigen zu den 
Leichenkammern und für die Reinigung der 
Leichenkammern, der Aussegnungshalle und der 
Urnenhalle 

80 124 

Für das Ausgraben von Leichen (wenn nicht vom 
Friedhofsträger selbst aus zwingenden 

 
  

Gründen veranlasst) 
 

  
a) bei einer Liegezeit bis zu 15 Jahren 405 717 
b) bei einer Liegezeit über 15 Jahre 305 717 
c) einer Urne 150 300 
   
Für die Ausgrabung von Kinderleichen gemäß dem Alter 
nach Ziffer 1b) beträgt die Gebühr 

 
  

jeweils 50 % der unter a) und b) genannten Gebühren. 
 

  
Für die Wiederbestattung nach einer Ausgrabung 

 
  

a) bei einer Liegezeit bis zu 15 Jahren 300 562 
b) bei einer Liegezeit über 15 Jahre 200 562 
c) einer Urne 100 200 
Für die Ausgrabung von Kinderleichen gemäß dem Alter 
nach Ziffer 1b) beträgt die Gebühr 

 
  

jeweils 50 % der unter a) und b) genannten Gebühren.     
5) Für die Gestellung von Sargträgern je Person 40 49 
 
Die Grabgebühren würden bei 100%iger Kostendeckung stark steigen. Vom Gemeinderat 
wurde in Vorberatungen angemerkt, dass eine 50%ige Kostendeckung vertretbar sei.  
 
Grabgebühren für die Dauer der 
Nutzungszeit  

bisher in € Neu 
kalkuliert 
(100%) 
in € 

neu (50%; 
gerundet) 
in € 

Jahresgebü
hr neu in € 
(bei 50% 
Kostendeck
ung) 

a) Einzelgrabstätte (25 Jahre) 600 2.064 1.025 41 
c) Familiengrabstätte (25 Jahre)  1.200 2.984 1.500 60 
f) Urnenerdgrab (4 Urnen) (15 Jahre)  500 1.245 630 42 
e) Urnenwandgrabstätte (15 Jahre)  500 1.636 825 55 
g) Urnengrabstätte im anonymen 
Grabfeld (15 Jahre)  

300 804 390 26 

h) Kissensteingrab (15 Jahre), neu ab 
2023 

  1.823 915 61 

i) gärtnergepflegtes Urnenerdgrab (15 
Jahre), neu ab 2023 

  1.595 795 53 

j) Urnenerdgrab (3 Urnen) (15 Jahre), 
neu an 2023 

  1.404 705 47 

 
Für die sonstigen Verwaltungsgebühren sind keine Änderungen vorgesehen.  
 



 

Es ist beabsichtigt auch die rechtlichen Änderungen seit dem Erlass der derzeit gültigen 
Friedhofsgebührensatzung mit einzuarbeiten. Als Vorlage hierfür dient das Satzungsmuster 
des Bayer. Gemeindetags (Stand: Mai 2021).  
 
Eine synoptische Ansicht der Änderungen konnten die einzelnen Gemeinderatsmitglieder 
vorab im Ratsinfo einsehen.  
 
Vom Gemeinderat ist nun zu entscheiden, ob die Bestattungsgebühren, wie kalkuliert, 
übernommen werden können. Ebenso sind die Grabgebühren zu beraten und beschließen.  
 
2. Bgm. Neuberger stellte ergänzend fest, dass nach 2014 wieder eine Gebührenanpassung 
zweckmäßig erscheint. Hierbei wurden auch rechtliche Aspekte berücksichtigt, wie z. B. die 
Tatsache, dass für Nutzungen einzelner Bestattungseinrichtungen, die Bestattungsgebühren 
nicht pauschal, sondern tageweise festzulegen sind. Im Übrigen war es geboten, die 
Bestattungsgebühren gemäß der Kalkulation zu übernehmen. Bei der Festlegung der Höhe 
der Grabgebühren bestand etwas mehr Spielraum und der Gemeinderat vertrat bei 
Vorberatungen die Meinung, hier nicht die empfohlene 100%-ige Kostendeckung zu wählen, 
da dies einen enormen Anstieg der Grabgebühr bedeutet hätte.  
Vorgeschlagen wird, hier lediglich 50 % Kostendeckung herbeizuführen und die 
Gebührenhöhe auf dieser Grundlage festzulegen.  
 
 
Beschluss: Ja 12  Nein 0   
 
Der Markt Bürgstadt beschließt die Bestattungsgebühren wie zuvor dargestellt, 
kostendeckend, anzupassen und entsprechend in die Gebührensatzung einzuarbeiten. 
 
Die Grabgebühren werden mit 50%iger Kostendeckung angepasst und gestalten sich wie 
folgt:  
 
Grabgebühren für die Dauer der Nutzungszeit  Gebühr bei 

Neuerwerb 
in Euro  

Jahresgebühr 
in Euro 

      
a) Einzelgrabstätte (25 Jahre) 1.025 41 
c) Familiengrabstätte (25 Jahre)  1.500 60 
f) Urnenerdgrab (4 Urnen) (15 Jahre)  630 42 
e) Urnenwandgrabstätte (15 Jahre)  825 55 
g) Urnengrabstätte im anonymen Grabfeld  
(15 Jahre)  

390 26 

h) Kissensteingrab (15 Jahre) 915 61 
i) gärtnergepflegtes Urnenerdgrab (15 Jahre) 795 53 
j) Urnenerdgrab (3 Urnen) (15 Jahre) 705 47 
 
Die Friedhofsgebührensatzung wird neu erlassen und tritt unter Berücksichtigung rechtlicher 
Änderungen und der angepassten Gebühren, nach der Bekanntgabe mit Wirkung zum 
01.09.2023 in Kraft.  
 
Die Neufassung der Gebührensatzung ist der Niederschrift als Anlage 2 beigefügt.  
 
 
 
 



 

8. Informationen des Bürgermeisters 
 
8.1. Genehmigung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes 2023 durch 

das Landratsamt 
 
Das Landratsamt Miltenberg hat mit Schreiben vom 09.06.2023 die Haushaltssatzung 2023 
rechtsaufsichtlich genehmigt. Hierzu einige Auszüge aus dem Schreiben des Landratsamtes. 
 
Der Schuldenstand beträgt Ende 2023 voraussichtlich 2.957.345 €. Dies entspricht einer 
Verschuldung pro Einwohner von 685 €. Der Landesdurchschnitt liegt bei 639 €. 
 
Die direkte Verschuldung des Marktes lag zum 31.12.2022 bei rd. 1,53 Mio. €. Nach der 
Finanzplanung soll die Verschuldung bis 2026 bei 9,83 Mio € liegen. Dies entspräche einer 
Verschuldung pro Einwohner von ca. 2.270 €. Die geplanten Kreditaufnahmen im 
Finanzplanungszeitraum sind jedoch nicht unmittelbar Bestandteil dieser Stellungnahme des 
Landratsamtes. 
 
Die Mindestzuführung wird im Haushaltsjahr 2023 erreicht. In den folgenden 3 Planungs-
jahren 2024 bis 2026 kann der Verwaltungshaushalt nicht mehr die Tilgungszahlungen 
erwirtschaften. Diese Entwicklung verstärkt sich in den einzelnen Planungsjahren noch. Die 
finanzielle Bewegungsfreiheit des Marktes ist in 2023 noch positiv. In den Planungsjahren ist 
sie negativ.   
 
Die aus den jetzt festgesetzten und weiteren in den Folgejahren geplanten genehmi-
gungspflichtigen Kreditermächtigungen führen zu einer erheblichen Steigerung der Belas-
tung. Dies könnte zu einer dauerhaften Gefährdung der finanziellen Bewegungsfreiheit 
führen. Der Markt wird bei unveränderter Lage prüfen müssen, welche Handlungsalterna-
tiven zur Verfügung stehen, um der sich abzeichnenden Entwicklung entgegenzutreten. 
 
Die Kreditaufnahme in 2023 lässt sich haushaltsrechtlich noch vertreten. 
 
Dieser TOP diente der Information. 
 
 
8.2. Kein Glasfaserausbau durch Glasfaser Plus in Bürgstadt 
 
Dem Markt Bürgstadt wurde durch die Glasfaser Plus (Unternehmen der Telekom) ein 
Glasfaser-Eigenausbau zugesagt und auch die Öffentlichkeit durch Pressemitteilungen der 
Glasfaser Plus darüber informiert. 
 
In der Zwischenzeit teilte die Glasfaser Plus dem Markt Bürgstadt mit, dass die 
Ausbauplanungen in Bürgstadt und auch einigen anderen Orten aufgrund der 
zwischenzeitlich stark veränderten Ausgangssituationen zurückgezogen haben. 
 
Hierzu ging am 21.07.2023 folgendes Schreiben der GlasfaserPlus ein: 
 
„Sehr geehrter Herr Grün, 
der GlasfaserPlus GmbH ist eine transparente, proaktive Kommunikation mit allen Beteiligten 
besonders wichtig. Daher möchten wir Ihnen an dieser Stelle ein Update zum geplanten 
Glasfaser-Ausbau durch GlasfaserPlus in Bürgstadt geben. 
Wir befinden uns im Landkreis Miltenberg in einer Wettbewerbssituation mit dem 
Unternehmen BBV, das ebenfalls in Glasfaser-Infrastruktur investiert. Daher haben wir in den 
vergangenen Wochen intensive Gespräche mit dem Wettbewerber BBV geführt, um in den 
einzelnen Kommunen die Möglichkeiten einer koordinierten Mitverlegung auszuloten. Leider 



 

wurden diese Bemühungen seitens der BBV strikt abgelehnt, sodass keine gemeinsame Basis 
gefunden werden konnte. Durch das Scheitern der Gespräche mussten wir eine 
Neubewertung unserer Ausbau-Pläne für die Stadt Bürgstadt vornehmen. 
Als Ergebnis dieser Neubewertung müssen Ihnen daher mitteilen, dass wir in Bürgstadt 
unsere Ausbau-Pläne nicht weiterverfolgen werden. 
Wir danken Ihnen für Ihr Verständnis.“ 
 
Seitens der Telekom wird diese Entscheidung der Glasfaser Plus bedauert.  
Eine Einflussnahme auf die Investitions- und Ausbauentscheidungen der Glasfaser Plus ist 
der Telekom nicht möglich. Die Glasfaser Plus handelt hier vollkommen eigenständig. 
Die Telekom Deutschland teilte jetzt mit, dass um dem Markt Bürgstadt dennoch eine 
Glasfaserperspektive für die Kommune in Aussicht stellen zu können, von dort aktuell 
bewertet wird, ob und unter welchen Voraussetzungen ein Glasfaserausbau durch die 
Telekom selbst möglich wäre. Hierzu wurde durch die Telekom bereits der Prozess zur 
Gewinnung eines Tiefbaupartners angestoßen, was eine wesentliche Grundvoraussetzung für 
eine positive Ausbauentscheidung der Telekom Deutschland darstellt. 
Der Bewertungs- und Planungsprozess wird jedoch einige Wochen in Anspruch nehmen. 
Zusagen seitens der Telekom können deshalb derzeit noch keine gemacht werden. 
 
Sobald die Bewertung durch die Telekom abgeschlossen ist, wird der Markt Bürgstadt 
entsprechend informiert. 
 
8.3. Genehmiungsfreistellung Zum Heimbuch 9 
 
Es wurde mitgeteilt, dass für das Anwesen Zum Heimbuch 9 eine Genehmigungsfreistellung 
zum Ausbau des Dachgeschosses zu einer Wohneinheit und Errichtung von zwei 
Schleppgauben am bestehenden Wohnhaus erteilt wurde. 
 
 
9. Fragen und Informationen aus dem Gemeinderat 
 
9.1. Flyer für Friedhofserweiterungsfläche 
 
2. Bgm. Neuberger regte an, zusätzlich zur satzungsmäßigen Veröffentlichung der neuen 
Friedhofsgebühr, mittels Flyer bzw. Infotext noch Details zu Bestattungsmöglichkeiten in der 
neuen Erweiterungsfläche des Friedhofes vorzustellen und zu erklären.  
 
Bgm. Grün sagte zu, dass die genauen Inhalte mit der Friedhofsverwaltung besprochen 
werden.  
 
9.2. Digitale Sirenen 
 
Auf Nachfrage von GR Balles wurde festgestellt, dass die neuen digitalen Sirenen im 
Wasserwerk, Danziger Straße und auf dem Schlauchturm am Feuerwehrhaus technisch 
installiert und fertiggestellt sind, jedoch noch nicht im Alarmierungsmodus sind. Dies erfolgt 
bisher noch über die alten analogen Sirenen.  
Sobald die Umstellung erfolgt ist, wird die Bevölkerung hierüber im Amtsblatt informiert.  
 
10. Anfragen aus der Bürgerschaft 

-entfällt- 
 
-entfällt- 
 

Anschließend nicht öffentliche Sitzung 



 

Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen des 
Marktes Bürgstadt 

 

Aufgrund der Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie Abs. 2 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO)) erlässt der Markt Bürgstadt folgende Friedhofssatzung.  

 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Eigentum, Verwaltung, Geltungsbereich 

(1) Diese Friedhofssatzung gilt für den im Gebiet des Marktes Bürgstadt gelegenen und von 
ihm verwalteten Friedhof und der dazugehörigen Einrichtungen (Aussegnungshalle, 
Leichenkammern und Urnenhalle).  

(2) Der Friedhof und seine Einrichtungen sind Eigentum des Marktes Bürgstadt 
(Friedhofsträger), welcher diese als öffentliche Einrichtung unterhält. 

§ 2 Friedhofszweck  

Der Friedhof dient insbesondere den verstorbenen Gemeindemitgliedern als würdige 
Ruhestätte und der Pflege ihres Andenkens. 

§ 3 Bestattungsanspruch 

(1) Auf dem Friedhof werden beigesetzt 

a) die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben im Markt Bürgstadt ihren Wohnsitz hatten, 
b) die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht an einem belegungsfähigen Grab besitzen, 
und ihre Familienangehörigen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Bestattungsverordnung; BestV), 
c) die im Gemeindegebiet des Marktes Bürgstadt Verstorbenen oder tot Aufgefundenen, 
wenn eine ordnungsgemäße Bestattung anderweitig nicht sichergestellt ist, 
d) Tot- und Fehlgeburten im Sinne des Art. 6 des Bestattungsgesetz (BestG). 

(2) Die Bestattung anderer, als der in Abs. 1 genannten, Personen bedarf auf Antrag der 
besonderen Erlaubnis der Friedhofsverwaltung im Einzelfall.  

§ 4 Friedhofsverwaltung 

Der Friedhof wird vom Markt Bürgstadt verwaltet und beaufsichtigt. Der Belegungsplan wird 
von der Gemeinde so geführt, dass jederzeit festgestellt werden kann, wann mit wem jedes 
Grab belegt wurde, wer der Grabnutzungsberechtigte ist und für welchen Zeitraum das 
Nutzungsrecht erworben wurde. 

§ 5 Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können im öffentlichen Interesse ganz 
oder teilweise geschlossen oder entwidmet werden. Durch die Schließung wird die Möglichkeit 
weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine 
Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der Schließung, so 
werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt. 

(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils 
öffentlich bekannt zu machen. 



(3) Der Markt Bürgstadt kann die Schließung verfügen, wenn keine Rechte auf Bestattung 
entgegenstehen, durch Einigung mit den Grabnutzungsberechtigten vorzeitig aufgelöst 
wurden oder zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit aufgehoben worden sind. 
Der Markt Bürgstadt kann die Entwidmung verfügen, soweit keine Rechte auf Bestattung 
entgegenstehen und alle Ruhefristen abgelaufen sind. 

(4) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte im Einvernehmen mit dem 
Berechtigten abgelöst werden sollen oder aufgehoben worden sind, sind unter ersatzweiser 
Einräumung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten für den 
Nutzungsberechtigten möglich. 

(5) Im Übrigen gilt Art. 11 BestG. 

 

II. Ordnungsvorschriften 
 

§ 6 Öffnungszeiten  

(1) Die Öffnungszeiten des Friedhofes werden durch Schilder an den Friedhofseingängen 
bekannt gemacht.  

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise vorübergehend für den 
Besuch geschlossen werden.  

§ 7 Verhalten auf dem Friedhof 

(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Den 
Anordnungen des Friedhofpersonals sind Folge zu leisten.  

(2) Kinder unter 10 Jahren ist der Besuch des Friedhofes nur in Begleitung von Erwachsenen 
und unter deren Verantwortung gestattet.  

(3) Das Fotografieren und Filmen während einer Bestattungsfeierlichkeit ist nur mit 
Genehmigung der Angehörigen des Verstorbenen und während einer kirchlichen 
Bestattungszeremonie zusätzlich nur mit dem betreffenden Geistlichen zulässig.   

(4) Innerhalb des Friedhofes ist es nicht gestattet, 

a) zu rauchen und zu lärmen, 
b) die Flächen außerhalb der Wege und Grabstätten unbefugt zu betreten,  
c) Friedhofsanlagen und Grabstätten zu verunreinigen und zu beschädigen,  
d) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenommen davon sind 
Kinderwagen, Rollstühle, Rollatoren, Fahrzeuge des Friedhofsträgers und der für den 
Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden,  
e) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu werben, 
f) Plakate, Reklameschilder oder dergleichen anzubringen, 
g) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen sind Drucksachen, die im Rahmen der 
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
h) störende Arbeiten an Sonn- und Feiertagen, oder in der Nähe von Bestattungen 
auszuführen,  
i) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 
j) Tiere mitzuführen, ausgenommen hiervon sind Blinden- und Diabeteshunde. 

(5) Der Friedhofsträger kann auf Antrag in Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck 
des Friedhofs und der Ordnung vereinbar sind. 



(6) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende 
Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung des Friedhofsträgers. Sie sind spätestens 4 Tage 
vorher anzumelden.  

§ 8 Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof  

(1) Aus Gründen des Erhalts der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bedürfen 
Gewerbetreibende, die Gräber ausheben und verfüllen sowie Grabmale und Grabeinfassungen 
errichten, bearbeiten oder entfernen, für ihre Tätigkeit auf dem Friedhof des Marktes Bürgstadt 
der vorherigen Zulassung durch die Gemeinde. Die Zulassung ist schriftlich zu beantragen. 

(2) Die Zulassung nach Abs. 1 wird nur Gewerbetreibenden erteilt, die in fachlicher, 
betrieblicher und persönlicher Hinsicht geeignet und zuverlässig sind. Eine entsprechende 
Erklärung über die Erfüllung der vorstehenden Anforderungen durch den Antragsteller in Bezug 
auf die jeweilige Dienstleistung ist dem Antrag auf Zulassung ebenso beizufügen wie ein 
Nachweis über den Abschluss einer Haftpflichtversicherung, die Schäden nach Abs. 8 abdeckt. 

(3) Der Antragsteller erhält einen Zulassungsbescheid, der auch als Ausweis für die 
Berechtigung zur Vornahme der Arbeiten (Berechtigungsschein) gilt. Der Berechtigungsschein 
ist widerruflich, er kann von Bedingungen abhängig gemacht oder mit Auflagen verbunden 
werden. Wer ohne Berechtigungsschein im Friedhof arbeitet, kann vorbehaltlich weiterer 
Maßnahmen des Friedhofs verwiesen werden. 

(4) Über den Antrag entscheidet die Gemeinde innerhalb einer Frist von drei Monaten. Hat die 
Gemeinde nicht innerhalb der festgelegten Frist von drei Monaten entschieden, gilt die 
Zulassung als erteilt. 

(5) Gärtner und sonstige Gewerbetreibende haben die Ausübung ihrer gewerbsmäßigen 
Tätigkeit der Gemeinde anzuzeigen. Die Anzeige hat mindestens eine Woche vor Aufnahme 
der Tätigkeit schriftlich zu erfolgen. Die Ausübung der gewerbsmäßigen Tätigkeit kann versagt 
werden, wenn die ordnungsgemäße Ausführung nicht gewährleistet ist oder wenn trotz 
Abmahnung mehrfach gegen die Friedhofssatzung oder Anordnung der Friedhofsverwaltung 
verstoßen wird. Ein einmaliger schwerwiegender Verstoß ist ausreichend. 

(6) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Abs. 1 bis 5 sind nicht anwendbar. 

(7) Die Vorschriften des Verfahrens über einen einheitlichen Ansprechpartner und über die 
Möglichkeit der elektronischen Abwicklung des Verfahrens nach dem Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetz sind anwendbar (Art. 6 und 8 DLRL; Art. 71a bis 71e BayVwVfG). 

(8) Die gewerblich Tätigen haften für alle Schäden, die sie oder ihre Gehilfen im 
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

(9) Die Friedhofswege dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 7 Abs. 
5) mit den für die Ausführung der Arbeiten oder für den Transport von Arbeitsmitteln 
erforderlichen Fahrzeugen befahren werden. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit im 
Friedhofsbereich beträgt Schritttempo. Bei anhaltendem Tau- oder Regenwetter kann die 
Friedhofsverwaltung das Befahren der Friedhofswege mit Fahrzeugen untersagen. 

  



III.  Grabstätten und Grabmale 
 

§ 9 Grabstätten   

(1) Die Grabstätten stehen im Eigentum der Gemeinde. An ihnen können Rechte nur nach 
dieser Satzung erworben werden. 

(2) Die Anlage der Grabstätten richtet sich nach dem Belegungsplan, neue Grabstellen werden 
nach Abstimmung mit der Friedhofsverwaltung errichtet.  

§ 10 Grabarten  

(1) Grabarten im Sinne dieser Satzung sind: 

a) Einzelgrabstätten, 
b) Familiengrabstätten,  
c) Urnenwandgrabstätten in der Urnenhalle  
d) Urnenerdgrabstätten (für 4 Urnen),  
e) Urnenerdgrabstätten (für 3 Urnen),  
f) Kissensteingräbern, 
g) gärtnergepflegte Urnengrabstätten, 
h) anonyme Grabstätten im Grabfeld und 
i) Sternengrabfeld  

(2) Die Lage der einzelnen Grabstätten wird durch den Markt Bürgstadt bestimmt und richtet 
sich nach dem Belegungsplan. Der Friedhof ist darin in Grabfelder aufgeteilt. Die einzelnen 
Grabstätten sind fortlaufend nummeriert. Bestattungen können jeweils nur in den von der 
Gemeinde freigegebenen Grabfeldern oder deren Teilen erfolgen. 

(3) In Einzelgrabstätten können maximal zwei Verstorbene übereinander mit gleichzeitig 
laufenden Ruhefristen beigesetzt werden. Die Tieferlegung muss mindestens 2,50 m tief sein. 
Urnenbeisetzungen sind ebenfalls möglich. Erst nach Ablauf der Ruhefristen ist eine 
Neubelegung möglich. 

(4) In Familiengrabstätten können vier Verstorbene mit gleichzeitig laufender Ruhefrist 
beigesetzt werden. Die Anzahl der möglichen Beisetzungen Verstorbener richtet sich nach der 
Lage der Grabstätte. Die Bestattung erfolgt übereinander, die Tieferlegung muss mindestens 
2,50 m tief sein. Urnenbeisetzungen sind ebenfalls möglich. Erst nach Ablauf beider 
Ruhefristen für die jeweils übereinander erfolgten Bestattungen ist eine Neubelegung dieses 
Grabteils möglich. Auf Antrag kann die Gemeinde in begründeten Ausnahmen auch eine 
Mehrfachgrabstätte vergeben, bei der die Zahl der maximal zu bestattenden Verstorbenen im 
Einzelfall festgelegt wird. 

(5) In Urnenwandgrabstätten können  

a) 3 Urnenstellen für 3 Aschekapseln mit Überurnen, 
b) 4 Urnenstellen für 4 Aschekapseln ohne Überurnen oder 
c) 4 Urnenstellen für 2 Aschekapseln mit Überurne und 2 Aschekapseln ohne Überurne, 
bei gleichzeitig laufender Ruhefrist, beigesetzt werden.  

(6) In Urnenerdgräbern mit 4 Urnenstellen, können 4 Urnen mit gleichzeitiger Ruhefrist 
beigesetzt werden. Die Beisetzung erfolgt neben einander. Bei Urnenerdgräbern mit 3 
Urnenstellen, können 3 Urnen mit gleichzeitiger Ruhefrist beigesetzt werden. Die Beisetzung 
erfolgt über einander.  

(7) In Kissensteingräbern und gärtnergepflegten Urnengräbern können jeweils 2 Urnen mit 
gleichzeitiger Ruhefrist beigesetzt werden. Die Beisetzung erfolgt über einander.  



(8) Eine Urnengrabstelle im anonymen Grabfeld umfasst eine Urnestelle. Das Nutzungsrecht 
wird mit dem Vorkommen eines Sterbefalls vergeben und kann nach Ablauf der Ruhefrist nicht 
verlängert werden. Die Grabstellen im anonymen Grabfeld werden der Reihe nach vergeben. 
Die Graboberfläche des anonymen Urnengrabes wird durch die Gemeinde gestaltet und 
gepflegt. Grabsteine, Blumenschmuck oder sonstige Ausstattungen dürfen auf oder vor dem 
anonymen Urnengrab nicht angebracht werden. 

(9) Das Sternengrabfeld kann zur Bestattung von Föten genutzt werden. Die Grabstellen 
werden der Reihe nach vergeben und sind anonym und ohne Beschriftung. Das 
Sternengrabfeld wird durch den Markt Bürgstadt gestaltet und gepflegt. Eine Niederlegung von 
Blumen für Bestattungszwecke ist gestattet.  Grabsteine, Beschriftungen oder Gegenstände 
dürfen ansonsten weder auf oder vor dem Sternengrabfeld abgelegt oder angebracht werden.  

(10) Die Zuerkennung, Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten obliegt dem Markt 
Bürgstadt.   

§ 11 Aschenreste und Urnenbeisetzungen 

(1) Aschenreste und Urnen müssen den Vorschriften der §§ 17 und 27 BestV entsprechen. 

(2) Urnen können in allen Grabarten des Friedhofs Bürgstadt beigesetzt werden. Die Urnen für 
die Erdbestattungen müssen aus biologisch abbaubarem Material bestehen. Urnen, die in der 
Urnenwandbestatten sind, sollten ebenfalls aus biologisch abbaubarem Material sein. Da nach 
Ablauf von Ruhefrist und Nutzungsrecht die Umbettung der Aschenreste innerhalb des 
Friedhofes in eine Kaverne erfolgt, muss die Aschenkapsel biologisch abbaubar sein. 

(3) Die Abräumung der Urnenwandgrabstätten, der Kissensteingräber und der 
gärtnergepflegten Urnengräber wird nach Ablauf des Nutzungsrechtes durch den Markt 
Bürgstadt durchgeführt.  

(4) In einer Urnengrabstätte dürfen die Aschenreste mehrerer Verstorbener einer Familie (vgl. 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV) beigesetzt werden. 

(5) Für das Nutzungsrecht an Urnengrabstätten gelten die §§ 13 und 14 entsprechend. 

(6) Wird das abgelaufene Nutzungsrecht an der Grabstätte, in der die Urne bestattet ist, nicht 
mehr verlängert, ist der Markt Bürgstadt berechtigt, bei Räumung oder Wiederbelegung der 
Grabstätte, an der von ihr bestimmten Stelle des Friedhofs die Aschenreste in würdiger Weise 
der Erde zu übergeben. Hierfür hält der Markt Bürgstadt eine Kaverne vor.  

§ 12 Größe der Grabstätten 

(1) Für die Einteilung der Grabstätten ist der Belegungsplan maßgebend. Die Gräber werden 
nach den jeweils erforderlichen Ausmaßen ausgehoben. Die einzelnen Grabstätten haben 
folgende Ausmaße, Abstände und Tiefen: 

a) Einzelgrabstätten: Länge 2,00 m, Breite 0,85 m 
b) Familiengrabstätten: Länge 2,00 m, Breite 1,80 m 
c) Urnenwandgrabstätten: Länge 0,40 m, Breite 0,40 m, Tiefe 0,40 m 
d) Urnenerdgrabstätten (für 4 Urnen): Länge 1,20 m, Breite 0,80 m 
e) Urnenerdgrabstätten (für 3 Urnen): Länge 0,60 m, Breite 0,60 m 
f) Kissensteingrabstätten: (Größenangabe nicht erforderlich) 
g) gärtnergepflegte Urnengrabstätten: (Größenangabe nicht erforderlich) 
h) anonyme Grabstätten im Grabfeld: (Größenangabe nicht erforderlich) 
  

(3) Der Seitenabstand zwischen den Grabstätten a), b) und d) beträgt 0,30 m.  

(4) Das Ausmauern von Grabstätten auf dem Friedhof Bürgstadt ist nicht zulässig. 



(5) Jede Grabstätte ist durch Abteilung, Reihe und Nummer gekennzeichnet, ausgenommen 
hiervon sind anonyme Grabstätten im Grabfeld. 

§ 13 Rechte an Grabstätten 

(1) An einer belegungsfähigen Grabstätte kann ein Nutzungsrecht erworben werden. Das 
Nutzungsrecht wird auf die Dauer der Ruhefrist verliehen. Ein Nutzungsrecht wird nur 
anlässlich eines Todesfalls erworben.  

(2) Das Nutzungsrecht an den Grabstätten wird nur an einzelne natürliche und volljährige 
Personen nach Entrichtung der Grabnutzungsgebühr (siehe Friedhofsgebührensatzung – FGS) 
verliehen, worüber dem Nutzungsberechtigten eine Urkunde ausgestellt wird (Graburkunde). 

(3) Das Nutzungsrecht an Grabstätten kann gegen erneute Zahlung der entsprechenden 
Grabnutzungsgebühr um bis zu 15 bzw. 25 weitere Jahre verlängert werden, wenn der 
Nutzungsberechtigte vor Ablauf des Rechtes die Verlängerung bei der Friedhofsverwaltung 
beantragt und der Platzbedarf des Friedhofs es zulässt. 

(4) Nach Erlöschen des Nutzungsrechtes kann die Gemeinde über die Grabstätten anderweitig 
verfügen. Hierüber werden die bisherigen Nutzungsberechtigten, die Angehörigen in gerader 
Linie und die Erben oder die Pfleger des Grabes rechtzeitig von der Gemeinde benachrichtigt. 

(5) In den Fällen, in denen die Ruhefrist des zu bestattenden Sarges oder der Urne über die 
Zeit hinausreicht, für die das Recht an einem Grabplatz besteht, ist das Nutzungsrecht im 
Voraus mindestens für die Dauer der vorgeschriebenen Ruhefrist zu erwerben. 

(6) Nach Ablauf der Ruhefrist kann der Grabnutzungsberechtigte aus wichtigem Grund auf ein 
darüber hinaus verliehenes Grabnutzungsrecht verzichten. Der Verzicht wird erst mit 
schriftlicher Annahme der Verzichtserklärung durch den Friedhofsträger wirksam.  

(7) Der Nutzungsberechtigte kann durch schriftliche Erklärung auf das Nutzungsrecht 
verzichten bevor die Ruhefrist abgelaufen ist. Für die Zeit bis zum Ende der jeweiligen Ruhefrist 
ist eine Gebühr nach § 7 der Friedhofsgebührensatzung des Marktes Bürgstadt, für die 
Grabpflege des aufgelassenen Grabes durch den Friedhofsträger, zu entrichten. 

(8) Der Nutzungsberechtigte hat nach Ablauf des Nutzungsrechtes binnen einer Monatsfrist 
die Grabmäler, Umrandungen und Anpflanzungen zu entfernen oder eine entsprechende 
Verlängerung des Nutzungsrechtes zu beantragen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist wird die 
Grabstätte im Wege der Ersatzvornahme vom Friedhofsträger abgeräumt, wobei Grabmäler, 
Umrandungen und Anpflanzungen entschädigungslos in das Eigentum des Friedhofsträgers 
übergehen. Entstandene Kosten für das Abräumen können dem ehemaligen 
Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt werden. 

(9) Jede Änderung der Anschrift des Nutzungsberechtigten ist der Friedhofsverwaltung 
mitzuteilen. 

§ 14 Übertragung von Nutzungsrechten 

(1) Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die Umschreibung eines 
Grabnutzungsrechtes der Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner oder ein Familienmitglied 
(vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV) beanspruchen, wenn der Nutzungsberechtigte zugunsten 
dieses Angehörigen schriftlich auf das Grabnutzungsrecht verzichtet hat. 

(2) Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines 
laufenden Grabnutzungsrechtes auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom 
Nutzungsberechtigten in einer letztwilligen, rechtsgültigen Verfügung zugewendet wurde. Bei 
einer Verfügung zu Gunsten mehrerer Personen hat die erstgenannte Person Vorrang. Stirbt 
der Nutzungsberechtigte ohne eine Verfügung hinterlassen zu haben, so kann das 



Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV genannten 
bestattungspflichtigen Personen übertragen werden. Innerhalb der Reihenfolge des § 1 Abs. 
1 Satz 2 Nr. 1 BestV hat bei gleichrangigen Personen die ältere Person Vorrecht vor der 
jüngeren. Haben Vorberechtigte innerhalb von sechs Monaten keinen Antrag auf Übertragung 
des Nutzungsrechts gestellt, so wird das Nutzungsrecht auf Antrag einer nachberechtigten 
Person verliehen. Stimmen alle Vorberechtigten zu, so kann das Nutzungsrecht auch in 
begründeten Einzelfällen auf einen dem Verstorbenen nahestehenden Dritten (z. B. 
Lebensgefährten oder Stiefkind) übertragen werden. 

(3) Über die Umschreibung erhält der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde 
(Graburkunde). 

(4) Der Anspruch auf Übertragung des Nutzungsrechts erlischt, wenn alle Berechtigten die 
Übernahme ablehnen oder es kein Berechtigter innerhalb eines Jahres seit Beisetzung des 
verstorbenen Nutzungsberechtigten übernimmt. In diesem Fall kann die Grabstätte während 
der Ruhefrist zur Betreuung an Personen überlassen werden, die zu dem Bestatteten eine 
persönliche Verbindung hatten. 

§ 15 Pflege und Instandhaltung der Gräber 

(1) Jede Grabstätte ist spätestens 6 Monate nach der Beisetzung bzw. nach der Verleihung 
des Nutzungsrechtes würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu 
erhalten. 

(2) Bei allen Grabstätten sind der Nutzungsberechtigte oder – sofern dieser verstorben ist – 
die in § 14 Abs. 2 genannten Personen zur ordnungsgemäßen Anlage, Pflege und 
Instandhaltung des Grabes verpflichtet. 

(3) Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichteten (siehe § 14 Abs. 2) seiner 
Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, den 
ordnungsgemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung des 
ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maßnahmen auf Kosten des Verpflichteten 
getroffen werden (Ersatzvornahme, § 37). 

(4) Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des 
sonst Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. Nach 
Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten eines 
Verpflichteten gem. § 14 Abs. 2 in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen oder 
abzuräumen und einzuebnen. 

(5) Diese Regelungen bleiben bei Nutzungsberechtigten von Urnenwandgräbern, 
Kissensteingräbern, gärtnergepflegten Gräbern und Urnengräbern im anonymen Grabfeld 
unberührt.  

§ 16 Gärtnerische Gestaltung von Einzel- Familien und Urnenerdgräbern 

(1) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, welche die 
benachbarten Gräber und Anpflanzungen nicht beeinträchtigen. Die Höhe und Form der 
Grabhügel und die Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtbild des Friedhofs, dem besonderen 
Charakter des Friedhofsteils und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. 

(2) Anpflanzungen aller Art neben den Gräbern werden ausschließlich von der Gemeinde 
ausgeführt. In besonderen Fällen können Ausnahmen von der Gemeinde zugelassen werden, 
wenn benachbarte Gräber nicht beeinträchtigt werden. 

(3) Das Anpflanzen hochgewachsener Gehölze (Zwergsträucher, strauch- oder baumartige 
Pflanzen, Bäume) auf den Gräbern bedarf der Erlaubnis der Gemeinde. 



(4) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschädigungslos in die Verfügungsbefugnis der 
Gemeinde über, wenn sie vom Nutzungsberechtigten nach Ablauf der Ruhefrist oder des 
Nutzungsrechts nicht abgeräumt worden sind. Der Schnitt und die Beseitigung zu stark 
wachsender oder absterbender Bäume und Sträucher kann angeordnet werden. Wird die 
notwendige Maßnahme nicht innerhalb der hierfür dem Nutzungsberechtigten gesetzten Frist 
durchgeführt, so werden die Arbeiten von der Friedhofsverwaltung auf seine Kosten 
durchgeführt (Ersatzvornahme, § 37). 

(5) Verwelkte Blume und verdorrte Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an den 
dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 

§ 17 Erlaubnisvorbehalt für Grabmale und bauliche Anlagen 

(1) Die Errichtung von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen oder deren Änderung 
bedarf – unbeschadet sonstiger Vorschriften – der Erlaubnis des Marktes Bürgstadt. Der Markt 
Bürgstadt ist berechtigt, soweit das zur Wahrung der Rechte anderer notwendig ist und der 
Friedhofszweck es erfordert, Anordnungen zutreffen, die sich auf Einfriedungen, Einfassungen 
und sonstige bauliche Anlagen beziehen.  

(2) Die Erlaubnis ist rechtzeitig vor Anfertigung oder Veränderung des Grabmales und/oder 
der baulichen Anlage bei der Friedhofsverwaltung durch den Grabnutzungsberechtigten oder 
einer von ihm beauftragten Person zu beantragen, wobei die Maße des § 12 zugrunde zu legen 
sind. Dem Antrag ist beizufügen: 

a) der maßstabsgetreue Grabmalentwurf bzw. der maßstabsgetreue Entwurf der 
baulichen Anlage mit Grundriss und Seitenansicht unter Angabe des Materials, seiner 
Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. 
b) eine maßstabsgetreue Zeichnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole unter 
Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form, der Farbe und der 
Anordnung. 

(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn die Anlage nicht den Vorschriften der §§ 18 bis 
24 dieser Satzung entspricht. 

(4) Ohne Erlaubnis aufgestellte Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind nach schriftlicher 
Aufforderung an den Nutzungsberechtigten unter angemessener Fristsetzung zu entfernen. Ist 
der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst 
Verpflichteten nach § 14 Abs. 2 nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. 
Kommt der Nutzungsberechtigte nicht fristgerecht der Aufforderung nach, so ist die Gemeinde 
berechtigt auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflichteten das Grabmal zu 
entfernen und zu verwerten, wenn es den sicherheitsrechtlichen Anforderungen nicht genügt 
oder den gestalterischen Merkmalen der §§ 18 bis 24 widerspricht (Ersatzvornahme, § 37). 

(5) Die nicht erlaubnispflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte Holztafeln 
oder -kreuze zulässig und dürfen nicht länger als max. 15 Jahre nach der Beisetzung verwendet 
werden. 

§ 18 Größe von Grabmalen und Einfriedungen 

(1) Die Grabmale dürfen die Breite des Grabes sowie die Höhe von 1,70 m nicht überschreiten. 
Bei den Urnenerdgräbern mit drei Urnenstellen darf die Höhe von 0,80 m nicht überschritten 
werden.  

(2) Die Mindeststärke der Grabmale beträgt bei einer Höhe 

a) ab 0,40 m bis 0,80 m gleich 0,12 m 
b) ab 0,80 m bis 1,20 m gleich 0,14 m 



c) ab 1,20 m bis 1,50 m gleich 0,16 m 
d) ab 1,50 gleich 0,18 m. 

Die Breite der Grabmale an den Urnenerdgräbern (für 4 Urnen) darf max. 0,45 m betragen, 
die Höhe der Grabmale, Stelen, Anpflanzungen etc. darf max. 1,20 m betragen. Die Breite der 
Grabmale an den Urnenerdgräbern (für 3 Urnen) darf max. 0,45 m betragen, die Höhe der 
Grabmale, Stelen, Anpflanzungen etc. darf max. 0,80 m betragen. 

(3) Firmenbezeichnungen dürfen nur in unauffälliger Weise möglichst seitlich am Grabmal 
angebracht werden. Die Anbringung einer Firmenbezeichnung an den Grabplatten zum 
Verschluss der Urnenkammern ist nicht gestattet. 

(4) Eine Überschreitung ist im Einzelfall zulässig, sofern sie mit den Bestimmungen des § 19 
dieser Satzung und dem Friedhofszweck vereinbar ist und der Markt Bürgstadt die Erlaubnis 
erteilt.  

(5) Für die Standsicherheit ist zu sorgen.  

§ 19 Grabgestaltung 

(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen dem Friedhofszweck entsprechen; sie 
müssen so gestaltet sein, dass die Würde des Friedhofs als Ruhestätte der Verstorbenen 
gewahrt ist. 

(2) Für Grabmale sind folgende Bestimmungen zu beachten:  

a) Die Grabmale sind auf allen Seiten in der gleichen Technik zu bearbeiten. Seitenflächen 
und Rückseite sind in einfacher Form zu gliedern. Hierbei ist zu beachten, dass die 
Grabmale von allen Seiten sichtbar sein sollen. 
b) Hartgesteine können allseits gestockt, gebeilt oder ähnlich bearbeitet und die Kanten 
können fein scharriert sein.  
c)Reserveschriftflächen dürfen nicht geschliffen werden. Sie sind wie die sonstigen 
Flächen zu behandeln. Nur erhabene Schriften und Ornamente können geschliffen 
werden. Auf die alleinige Zuständigkeit und Entscheidung der Friedhofsverwaltung wird 
hierbei verwiesen.  
d) Gusseisen und Bronze können unbehandelt bleiben. Bronzierungen sind verboten.  
e) Behelfsgrabkreuze sind nur aus Weichholz zu erstellen und müssen naturbelassen sein. 
f) Gedenkbilder (Lichtbilder von Verstorbenen) können an den Grabzeichen angebracht 
werden. Die Bildgröße muss der Schriftgröße angepasst sein.  
g) Urnenerdgrabstätten können komplett oder nur teilweise mit Grabplatten abgedeckt 
werden. Die Genehmigung von Grabplatten ist sonst nur in besonderen Fällen möglich. 

(3) Nicht zugelassen sind folgende Bearbeitungsweisen: 

a) gestampfter Betonstein und so genannter Kunststein mit Natursteinvorsatz,  
b) Grababdeckungen und Grabmale aus Beton, gegossene Zementmasse oder Terrazzo, 
c) Verwendung von Glas, Blech, Porzellan, Terrakotta, Buchstaben aus Kunststoff, 
bronziertem Gusseisen und ähnliche Naturalien, 
d) Nachbildungen von Felsen, Mauerwerk, sowie sinn- und materialwidrige Formen aus 
Stein und Tropfstein, Gips- und Zementsockel, 
e) Ölfarbanstriche auf Steingrabmalen. 

(4) Inschriften 

a) Schriften aus schreienden, reklamehaften Farbtönen sind nicht zulässig.  
b) Grabinschriften sollen hinsichtlich Größe und Ausführung in einem guten Verhältnis 
zum Grabmal stehen. Personenbezogene Aussagen sind erwünscht. 



(5) Grabeinfassungen von Gräbern sind nur im alten Friedhofsteil zugelassen. Sie unterliegen 
der Genehmigungspflicht nach den §§ 17 ff. Zwischen den Grabstätten muss eine 0,30 m 
breite Trittfläche vorhanden sein. Abweichungen der Grabeinfassungen zu den Grabarten und 
Größen nach § 12 können durch die Friedhofsverwaltung genehmigt werden. 

(6) Grabeinfassungen in den Urnenerdgräbern mit 3 Urnenstellen sind nur im eigentlichen 
Grabfeld (Größe 1,20 m x 0,80 m) möglich. Zwischen den Urnenerdgräbern sind Trittplatten 
mit einer Breite von 0,30 m verlegt. Die max. Breite der Grabeinfassungen beträgt 0,10 m.  

(7) Bei Urnenerdgräbern mit 3 Urnenstellen ist keine Grabeinfassung erlaubt, hier werden die 
einzelnen Grabstätten durch Stahleinfassungen voneinander abgegrenzt.  

§ 20 Gründung, Erhaltung und Entfernung von Grabmalen 

(1) Jedes Grabmal muss seiner Größe entsprechend dauerhaft und standsicher gegründet 
werden. Die Fundamente sind nach den neuesten Bestimmungen und den anerkannten Regeln 
der Baukunst durch fachkundige Firmen zu setzen. Maßgeblich für die bei der Errichtung der 
Grabmale und der jährlichen Standsicherheitsprüfung geltenden anerkannten Regeln der 
Baukunst ist die Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA-Grabmal) 
der Deutsche Naturstein Akademie e.V. (DENAK),  sowie deren Anlage B (Anleitung zur 
Standsicherheitsprüfung von Grabmalen des Verbandes der Friedhofsverwalter Deutschlands 
e.V.). Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale hat der Steinmetz oder 
sonstige Gewerbetreibende mit gleichwertiger Qualifikation eine Eingangskontrolle mit der 
jeweiligen Gebrauchslast durchzuführen. Der Prüfablauf ist nachvollziehbar zu dokumentieren. 
Spätestens sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage ist die 
Abnahmebescheinigung mit dem Prüfvermerk entsprechend den Anforderungen der TA 
Grabmal durch den Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung vorzulegen. Für die 
Urnenerdgräber mit drei Urnenstellen sind schon Fundamente rückseitig zur Grabstätte 
verbaut.  

(2) Der Grabnutzungsberechtigte hat das Grabmal in einem ordnungsgemäßen, sicheren 
Zustand zu erhalten. Er ist für Schäden verantwortlich, die insbesondere durch Umfallen des 
Grabmales oder Abstürzen von Teilen desselben verursacht werden. Grabmale, die sich nicht 
in einem ordnungsgemäßen Zustand befinden, können nach vorangegangener schriftlicher 
Aufforderung auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder der in § 14 Abs. 2 genannten 
Personen instandgesetzt oder entfernt werden, wenn die Wiederherstellung verweigert oder 
innerhalb der gesetzten Frist nicht durchgeführt wird (Ersatzvornahme, § 37). Kann aufgrund 
der akut drohenden Gefahr durch ein nicht standsicheres Grabmal eine schriftliche 
Aufforderung an den Nutzungsberechtigten zur Wiederherstellung der Standsicherheit unter 
Fristsetzung nicht abgewartet werden, ist der Friedhofsträger berechtigt, die Gefahrenstelle 
abzusperren, das Grabmal provisorisch zu sichern oder umzulegen. 

(3) Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden Personen haften für jede 
durch die Errichtung von Grabmalen und baulichen Anlagen entstehenden Beschädigungen 
der Grab- und Friedhofsanlagen. 

(4) Grabmale und bauliche Anlagen (§ 17 und § 18) dürfen vor Ablauf der Ruhefrist oder des 
Nutzungsrechts nur mit vorheriger Erlaubnis der Gemeinde entfernt werden. 

(5) Nach Ablauf der Ruhefrist und des Nutzungsrechts sind die Grabmale nach einer 
entsprechenden Aufforderung der Gemeinde durch den vorher Nutzungsberechtigten oder den 
nach § 14 Abs. 2 Verpflichteten innerhalb von drei Monaten zu entfernen. Die Grabstätten sind 
einzuebnen. Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichtete seiner Verpflichtung 
nicht nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter erneuter Fristsetzung auffordern, den 
ordnungsgemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung des 
ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maßnahmen auf Kosten des vormals 



Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflichteten getroffen werden (Ersatzvornahme, § 37). Ist 
der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst 
Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. Nach Ablauf 
dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten oder eines Verpflichteten abzuräumen und einzuebnen. Grabmale, 
Einfriedungen und sonstiger Grabschmuck gehen infolge der Eigentumsaufgabe durch den 
vormals Nutzungsberechtigten in das Eigentum des Friedhofsträgers über. 

(6) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die 
als besondere Eigenart des Friedhofs aus früheren Zeiten gelten, unterstehen dem besonderen 
Schutz des Marktes Bürgstadt. Die Entfernung oder Änderung solcher Anlagen auch nach 
Ablauf der Ruhefrist und des Grabnutzungsrechts bedarf der besonderen Erlaubnis der 
Gemeinde. 

§ 21 Gestaltung von Urnenwandgräbern 

(1) Die Gestaltung der Abdeckplatte (Beschriftung, Symbole usw.) an der Urnenwand bedarf 
der Genehmigung durch die Friedhofsverwaltung. Ein entsprechender Antrag hat schriftlich 
und unter Vorlage einer Zeichnung zu erfolgen, Anwendung finden hier die §§ 17 ff.  

(2) Das vorgeschriebene Grundmaterial der Beschriftung, Symbole etc. ist Bronze. Die 
Beschriftung und die Anordnung der Symbole sind der Größe der Platte anzupassen, wobei 
das Gesamtbild so gestaltet sein muss, dass die Platte optisch nicht überladen wirkt und die 
Namenszüge und Zahlen gut leserlich sind.  

(3) Grabtafeln zum Verschließen der Urnenkammern bestehen aus rotem Sandstein und 
werden vom Friedhofsträger gestellt.  

(4) Das Öffnen und Schließen der Kammern wird vom Friedhofsträger veranlasst.  

(5) Das Ablegen von Blumen und Kränzen in der Urnenhalle ist nur für die Dauer der Beisetzung 
gestattet. Sonstiges Ablegen von Blumenschmuck oder Kerzen oder anderen Gegenständen 
sind nur auf den dafür aufgestellten Tischen möglich.  

(6) Der Friedhofsträger ist berechtigt, an gesetzlichen oder kirchlichen Feiertagen Blumen-
schmuck aufzustellen oder niederzulegen. 

§ 22 Gestaltung von Urnenerdgräbern  

(1) Die Urnenerdgräber können mit einem Grabmal angelegt werden. Für die Genehmigungs-
pflicht sind die Bestimmungen des §§ 17 ff zu beachten. 

(2) Die Urnenerdgräber können wahlweise mit einer Abdeckplatte als Ganzes, mit einer 
Teilabdeckung versehen oder bepflanzt angelegt werden. Für die Bepflanzung gilt § 16. 

(3) Die Gestaltung der Abdeckplatte bedarf der Genehmigung durch die Friedhofsverwaltung. 
Ein entsprechender Antrag hat schriftlich unter Vorlage einer Zeichnung zu erfolgen. 
Anwendung finden hier die §§ 17 ff. 

(4) Für Urnenerdgräber mit 4 Urnenstellen gilt,  
a) dass eine Einfassung erlaubt ist,  
b) die Bewässerung eigenständig vorzunehmen ist.  

(5) Für Urnenerdgräber mit 3 Urnenstellen gilt,  
a) dass keine Einfassung erlaubt ist, da eine Begrenzung durch eine Stahlkante 
 besteht, 
b) die Gräber über ein Bewässerungssystem grundsätzlich bewässert werden. Sofern sehr 
gießintensiv bepflanzt wurde, ist die ausreichende Versorgung mit Wasser vom 



Nutzungsberechtigten selbst sicherzustellen. Es besteht keine Haftung für Schäden an 
Pflanzen wegen fehlerhafter Pflege durch das Bewässerungssystem.  
 

§ 23 Gestaltung der Kissensteingräber  

(1) Die Gestaltung des Kissensteins (Beschriftung, Symbole usw.) bedarf der Genehmigung 
durch die Friedhofsverwaltung. Ein entsprechender Antrag hat schriftlich und unter Vorlage 
einer Zeichnung zu erfolgen, Anwendung finden hier die § 17.  

(2) Das vorgeschriebene Grundmaterial der Beschriftung, Symbole etc. ist Bronze. Die 
Beschriftung und die Anordnung der Symbole sind der Größe der Platte anzupassen, wobei 
das Gesamtbild so gestaltet sein muss, dass die Platte optisch nicht überladen wirkt und die 
Namenszüge und Zahlen gut leserlich sind.  

(3) Der Kissenstein besteht aus rotem Sandstein und darf nicht mit Chemikalien bearbeitet 
werden. Von der Nutzung eines Dampfstrahlers zur Reinigung soll abgesehen werden.  

(4) Das Ablegen von Blumen und Kränzen am Grab ist nur für die Dauer der Beisetzung 
gestattet. Sonstiges Ablegen von Blumenschmuck oder Kerzen oder anderen Gegenständen 
sind nur auf dem Kissenstein möglich. Es besteht keine Haftung für Schäden an den 
Kissensteinen, welche aufgrund von abgelegten Gegenständen hervorgerufen wurden (z.B. 
Wachsreste; Haftungsausschluss, § 39).  

(5) Die Beete um die Kissensteingräber werden durch eine Anlage bewässert, bitte unterlassen 
Sie jegliches Gießen der Pflanzen.  

§ 24 Gestaltung der Gärtnergepflegten Urnengräber 

(1) Die Beschriftung erfolgt über Schriftplatten an den dafür vorgesehen Querbalken oder 
Steintafeln. Die gravierte Platte hat eine Größe von 10 x 20 cm, welche mit Namen und ggf. 
Geburts- und Sterbedaten versehen werden kann. Die Schriftplatte muss vom 
Nutzungsberechtigten selbst beschafft werden.  

(2) Das Vorgeschriebene Grundmaterial ist Bronze oder Messing in natura oder mit natürlicher 
Optik. Die Beschriftung ist der Größe der Platte anzupassen, wobei das Gesamtbild so gestaltet 
sein muss, dass die Platte optisch nicht überladen wirkt und die Namenszüge und Zahlen gut 
leserlich sind. 

(3) Die Schriftplatte mit Beschriftung, Symbole bedarf der Genehmigung durch die 
Friedhofsverwaltung. Ein entsprechender Antrag hat schriftlich und unter Vorlage einer 
Zeichnung zu erfolgen, Anwendung finden hier die § 17. 

(4) Die Anbringung der Schriftplatten wird vom Friedhofsträger vorgenommen. Die Platte wird 
in der Nähe des Urnengrabs befestigt, der genaue Standort kann nicht vom 
Nutzungsberechtigten ausgesucht werden.  

(5) Es gibt keine Pflicht zur Beschriftung des Grabes. Eine Beisetzung ohne Anbringung einer 
Schriftplatte ist ebenfalls möglich, die bestattete Person ist somit für Außenstehende anonym.  

(6) Die Urnengräber in den bepflanzten Beeten sind mit Setzsteinen markiert. Die Setzsteine 
auf den Urnengräbern dürfen nicht beschriftet oder zur Ablage benutzt werden. Eine 
Entfernung der Setzsteine ist ebenfalls untersagt, ausgenommen diese dient der Beisetzung 
einer Urne oder wird durch den Friedhofsträger vorgenommen.  

(7) Die Setzsteine bestehen aus rotem Sandstein und dürfen nicht mit Chemikalien bearbeitet 
werden. Von der Nutzung eines Dampfstrahlers zur Reinigung ist ebenfalls abzusehen.  



(8) Das Ablegen von Blumen und Kränzen am Grab ist nur für die Dauer der Beisetzung 
gestattet. Sonstiges Ablegen von Blumenschmuck oder Kerzen oder anderen Gegenständen 
sind nicht gestattet und werden durch den Friedhofsträger entfernt. 

(9) Die werden von Gärtnern des Bauhofs gepflegt und über ein Steuerungssystem, bitte 
unterlassen Sie jegliches Gießen der Pflanzen.  

 

IV. Bestattungsvorschriften 

 

§ 25 Bestattung 

(1) Bestattung im Sinne dieser Satzung ist die Erdbestattung von Leichen oder Leichenteilen 
sowie die Beisetzung von Ascheurnen unter der Erde bzw. in Urnenkammern. Die Bestattung 
ist durchgeführt, wenn das Grab verfüllt oder das Urnenkammer geschlossen ist. 

(2) Die Bestattungen in allen auf dem Friedhof vorhandenen Grabstätten werden von den 
jeweiligen Bestattungsunternehmen im Auftrag des Friedhofsträgers durchgeführt. Dazu 
gehören alle dafür vorgesehenen Tätigkeiten. 

(3) Die Tiefe der Einzel- und Familiengräber bei fünf Jahre alten Verstorbenen muss so 
bemessen sein, dass zwischen Sargoberkante und Erdoberfläche ein Abstand von mindestens 
1.00 m liegt. Bei unter fünf Jahre alten Verstorbenen und bei erdbestatteten Urnen muss das 
überdeckte Erdreich mindestens 0,80 m stark sein. Der Seitenabstand zur Nachbargrabstelle 
muss unterirdisch mindestens 0,30 m betragen.  

(4) Der Nutzungsberechtigte hat vor der Bestattung das Grabzubehör zu entfernen. Sofern 
beim Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Einfassungen durch den 
Friedhofsträger entfernt werden müssen, sind die dafür entstandenen Kosten vom 
Nutzungsberechtigten zu tragen.  

(5) Die Tiefe für die Beisetzung der Urne im anonymen Grabfeld muss mindestens 0,80 m 
betragen.  

§ 26 Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des Todes dem Markt Bürgstadt anzuzeigen; 
die erforderlichen Unterlagen sind vorzulegen. 

(2) Ein standesamtlicher Nachweis über die Beurkundung des Sterbefalls ist der 
Friedhofsverwaltung vorzulegen, damit eine Grabstelle festgelegt werden kann. 

(3) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Grabstätte beantragt, ist das 
Nutzungsrecht in Zweifelsfällen nachzuweisen.  

(4) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt das vom Markt Bürgstadt zugelassene 
Bestattungsinstitut im Einvernehmen mit den Hinterbliebenen, und ggf. mit dem zuständigen 
Pfarramt/einem Geistlichen fest. 

(5) Bestattungen erfolgen grundsätzlich an Werktagen, an Sonn- und Feiertagen finden keine 
Bestattungen statt. Ausnahmen können vom Friedhofsträger zugelassen werden.  

(7) Für die Bestattungen sind die in der BestV geregelten Fristen zulässig. Ausnahmen 
bedürfen einer Genehmigung mit dem Friedhofsträger.  

§ 27 Ruhefristen 



(1) Die Ruhefrist für Leichen, Leichenteile in der Erde beträgt 25 Jahre.  

(2) Die Ruhefrist von Urnenbeträgt 15 Jahre.  

(3) Die Ruhefrist beginnt am Tag der Bestattung.  

§ 28 Exhumierung und Umbettung 

(1) Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und Urnen bedarf unbeschadet sonstiger 
gesetzlicher Vorschriften der vorherigen Erlaubnis des Marktes Bürgstadt und kann nur aus 
wichtigem Grund erteilt werden. Bei Leichenresten bedarf die Umbettung zusätzlich die 
Erlaubnis des Landratsamtes Miltenberg.  

(2) Soweit Exhumierungen von Leichen nicht vom Gericht oder einer Behörde angeordnet 
werden, sollen sie nur in den Monaten Oktober bis März und zwar außerhalb der Besuchszeiten 
erfolgen. In besonderen Fällen kann der Friedhofsträger den Friedhof hierfür auch für die 
Öffentlichkeit sperren. 

(3) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines Antrages des Grabnutzungsberechtigten. 

(4) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die dadurch eventuell an 
Nachbargräbern entstehen, hat der Antragsteller zu tragen.  

(5) Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses kann die Friedhofsverwaltung Grab-
stätten verlegen und insoweit Umbettungen vornehmen. Die Leichen oder Aschereste sind in 
einem solchen Fall in einem anderen Grab gleicher Art wieder zu bestatten. Der Ablauf der 
Ruhefrist und der Nutzungszeit wird durch die Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 

(6) Angehörige oder Personen, die nicht mit der Umbettung beschäftigt sind, dürfen bei einer 
Ausgrabung oder Umbettung nicht zugegen sein. 

(7) Leichen und Urnen dürfen zu anderen Zwecken als zu Umbettungszwecken nur aufgrund 
behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 

§ 29 Leichenkammern 

(1) Die Leichenkammern dienen der Aufbewahrung der Leichen, bis sie bestattet oder 
überführt werden und zur Aufbewahrung von Aschenresten feuerbestatteter Verstorbener bis 
zur Beisetzung im Friedhof.  

(2) Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufgebahrt. Sofern keine 
gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die Hinterbliebenen die 
Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten (§6) oder nach Vereinbarung mit dem 
zugelassenen Bestattungsinstitut sehen. Die Bestattungspflichtigen (§ 15 BestV) entscheiden, 
ob die Aufbahrung im offenen oder geschlossenen Sarg erfolgt. Wird darüber keine 
Bestimmung getroffen, bleibt der Sarg geschlossen. Dies gilt auch bei entsprechender 
Anordnung des Amts- oder Leichenschauarztes. Leichen von Personen, die bei Eintritt des 
Todes an einer übertragbaren Krankheit im Sinne des Infektionsschutzgesetzes erkrankt 
waren, werden in einem gesonderten Raum untergebracht. Der Zutritt zu diesem Raum und 
die Besichtigung der Leichen bedürfen der vorherigen Erlaubnis des Amtsarztes. 

(3) Für die Beschaffenheit von Särgen, Sargausstattungen, Urnen und für die Bekleidung von 
Leichen gelten die Vorschriften des § 30 BestV. 

§ 30 Aussegnungshalle 

(1) Die Aussegnungshalle kann zum Zweck der Aussegnungs- oder Trauerfeier genutzt 
werden. Die Särge und Urnen können am Bestattungstag bis zur Beisetzung hier aufgebahrt 
werden.  



(2) Die Nutzung der Aussegnungshalle ist Gebührenpflichtig, nach der Nutzung der 
Aussegnungshalle fallen ebenfalls Kosten für deren Reinigung an (siehe 
Friedhofsgebührensatzung).  

(3) Die Trauerfeier kann ebenfalls am Grab oder einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle 
des Friedhofs abgehalten werden.  

(4) Die Benutzung der Aussegnungshalle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an 
einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten oder Bedenken des Zustandes der 
Leiche bestehen. 

§ 31 Benutzungszwang  

(1) Jede Leiche ist spätestens 24 Stunden vor der Bestattung in das gemeindliche Leichenhaus 
zu verbringen. 

(2) Dies gilt nicht, wenn 

a) der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, Alten- bzw. Pflegeheim u. a.) 
eingetreten ist und dort ein geeigneter Raum für die Aufbewahrung der Leiche vorhanden 
ist, 
b) die Leiche zum Zwecke der Überführung an einen auswärtigen Bestattungsort 
freigegeben und innerhalb einer Frist von 24 Stunden überführt wird, 
c) die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt werden soll und sichergestellt ist, 
dass die Voraussetzungen des § 17 BestV vom Träger der Bestattungsanlage geprüft 
werden. 

(3) Zur Beförderung von Leichen im Gemeindegebiet sind Leichenwagen zu benutzen. Die 
Beförderung der Leichen hat durch das zugelassene Bestattungsinstitut oder einen anderen 
vom Friedhofsträger beauftragten fachlich geeigneten Bestatter zu erfolgen. 

§ 32 Leichenbesorgung 

Reinigen, Ankleiden und Einsargen der Leichen hat durch das zugelassene Bestattungsinstitut 
oder einen Zugelassenen geeigneten Bestatter zu erfolgen. 

§ 33 Leichenschmuck 

Kränze und Blumen, mit denen Leichen oder das Sarginnere geschmückt werden, sind mit in 
das Grab zu geben. Sonstige schmückende Gegenstände, wie Orden, Ehrenabzeichen oder 
Schmuck, dürfen erst nach Desinfektion an die Angehörigen zurückgegeben werden. Für 
Verlust oder Beschädigung dieser Gegenstände übernimmt der Friedhofsträger keine Haftung. 

§ 34 Särge 

(1) Särge müssen fest gefügt und undurchlässig sein. Särge, Sargausstattungen und 
Sargabdichtungen müssen aus verrottbaren Materialen bestehen. Der Boden des Sarges ist 
mit einer reichlichen Schicht verrottbarer, aufsaugender Stoffe (z. B. Sägemehl oder ähnliches) 
zu versehen.  

(2) Metallsärge sind nicht zugelassen.  

§ 35 Urnen  

(1) In Urnengrabstätten können Aschekapseln mit und ohne Überurne bestattet werden. Die 
Materialien müssen im Rahmen der Ruhefrist verrottbar sein.  

(2) In der Urnenwand muss die Aschekapsel oder Überurne innerhalb der Ruhefrist nicht 
verrotten. Für die Bestattung sind Aschekapseln mit und ohne Überurne zulässig.  



(3) Das Material der Urne für die Beisetzung im anonymen Grabfeld muss aus leicht 
verrottbarem Material bestehen, das innerhalb der Nutzungszeit verrottet.  

§ 36 Friedhofs- und Bestattungspersonal 

(1) Die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Bestattung stehenden Verrichtungen auf 
dem Friedhof des Marktes Bürgstadt werden von dem Friedhofsträger hoheitlich ausgeführt 
und insoweit ein Benutzungszwang angeordnet. Dies gilt insbesondere für 

a) das Ausheben und Verfüllen des Grabes, 
b) das Öffnen der Urnenkammern 
c) das Versenken des Sarges, 
d) die Beisetzung von Urnen, 
e) die Überführung des Sarges/der Urne von der Halle zur Grabstätte einschließlich 
der Stellung der Träger, 
f) die Ausgrabung und Umbettung (Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie 
Urnen) einschließlich notwendiger Umsargungen, 
g)das Ausschmücken des Aufbahrungsraums und der Aussegnungshalle 
(Grundausstattung mit Trauerschmuck). 

Der Markt Bürgstadt kann mit der Durchführung der hoheitlichen Tätigkeiten ein 
Bestattungsunternehmen als Erfüllungsgehilfen beauftragen.  

(2) Auf Antrag kann der Markt Bürgstadt von der Inanspruchnahme des Trägerpersonals nach 
Abs. 1e) und der Ausschmückung nach Abs. 1g) befreien. 

 

V. Schlussbestimmungen 

 

§ 37 Ersatzvornahme 

(1) Der Friedhofsträger kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden 
Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. Diesen Anordnungen ist unverzüglich 
Folge zu leisten. 

(2) Werden die in dieser Satzung festgelegten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt, kann 
die Gemeinde die Handlung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen oder vornehmen lassen. Die 
Ersatzvornahme ist vorher schriftlich anzudrohen. Dabei ist eine angemessene Frist zu setzen. 
Ist der Aufenthaltsort des Pflichtigen nicht mehr zu ermitteln, so ersetzt die öffentliche 
Bekanntmachung die an den Pflichtigen adressierte schriftliche Androhung. Einer vorherigen 
Androhung und einer Fristsetzung bedarf es nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist und 
die Ersatzvornahme zur Abwehr einer drohenden Gefahr notwendig ist. 

§ 38 Haftung 

(1) Für jede durch die Errichtung von Grabzeichen entstehende Beschädigung von Grab- und 
Friedhofsanlagen haftet der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden 
Personen.  

(2) Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden Personen haften auch für 
al-le Sach- und Personenschäden, die durch mangelnde Unterhaltung einer Grabanlage 
verursacht werden. Sie haften insbesondere für jeden Schaden, der Dritte infolge ihres 
Verschuldens durch umfallende Grabmale oder durch das Abstürzen von Teilen eines 
Grabmales verursacht wird. Die Nutzungsberechtigten haben den Zustand der Grabsteine 
laufend zu überwachen.  



§ 39 Haftungsausschluss 

Der Markt Bürgstadt übernimmt für die Beschädigungen, die durch nicht satzungsgemäße 
Benutzung der Friedhofsanlagen entstehen und für Schäden, die durch Beauftragte dritter 
Personen verursacht werden, keine Haftung.   

§ 40 Vorschriften nach geltenden Rechten 

Die Vorschriften des Bestattungsgesetzes, der Bestattungsverordnung und der 2. 
Bestattungsverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung sind Bestandteil dieser Satzung. 

§ 41 Alte Rechte 

Bei Grabstätten, über die der Friedhofsträger bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt 
hat, genießen die vorhandenen Grabmale, Grababdeckungen und Grabeinfassungen 
Bestandschutz. Ergänzende Beschriftungen, die zukünftig aufgrund von Nachbelegungen auf 
solchen Grabmälern aufgebracht werden sollen, dürfen, auch wenn dies den Bestimmungen 
dieser Satzung entgegensteht, dem vorhandenen Erscheinungsbild angepasst werden. 

§ 42 Ausnahmebewilligungen 

Der Friedhofsträger kann von den Bestimmungen dieser Satzung Ausnahmen bewilligen, 
soweit dies rechtlich zulässig ist und Gründe der öffentlichen Gesundheit nicht 
entgegenstehen.  

§ 43 Gebühren 

Der Friedhofsträger erhebt für die Benutzung des verwalteten Friedhofes und seiner 
Einrichtungen Gebühren nach Maßgabe der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung.  

§ 44 Zuwiderhandlungen 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. m. § 17 OWiG kann mit Geldbuße von mindestens fünf 
Euro und höchstens eintausend Euro belegt werden wer: 

a) den Vorschriften über den Benutzungszwang zuwiderhandelt, 
b) die erforderliche Erlaubnis der Gemeinde nicht einholt, 
c) die erstmalige Anlage, Pflege und Instandhaltung der Grabstätten nach den §§ 15 
bis 20 nicht satzungsgemäß vornimmt, 
d) sich entgegen den Bestimmungen dieser Satzung nicht ruhig und der Würde des 
Ortes entsprechend verhält oder die festgelegten Verbote missachtet. 
e) sonstigen vollziehbaren Anordnungen des Friedhofsträgers zuwiderhandelt.  

§ 45 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.09.2023 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 01.12.2014 außer Kraft. 

 

Bürgstadt,  

 

 

Grün 
1. Bürgermeister 

 



 

Satzung über die Erhebung von Friedhofs- und 
Bestattungsgebühren des Marktes Bürgstadt 

 

Aufgrund von Art. 2 und Art. 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und Art. 20 des 
Kostengesetzes (KG) erlässt der Markt Bürgstadt folgende Friedhofsgebührensatzung. 

 

§ 1 Gebührenpflicht und Gebührenarten  

(1) Der Markt Bürgstadt (Friedhofsträger) erhebt für die Inanspruchnahme seiner 
Bestattungseinrichtungen sowie für damit in Zusammenhang stehende Amtshandlungen 
Gebühren. Die Gebührenerhebung erfolgt unter Berücksichtigung des Ausmaßes der 
Benutzung im Einzelnen, des Wertes der Leistung für den Empfänger und der vom 
Friedhofsträger aufgewendeten Kosten.  

(2) Der Markt Bürgstadt erhebt folgende Gebühren:  

a) Grabnutzungsgebühren (§ 4) 
b) Gebühren für die Benutzung der Leichenkammern und der Aussegnungshalle (§5) 
c) Bestattungsgebühren (§ 6) 
d) Sonstige Gebühren und Kosten (§7). 

§ 2 Gebührenpflichtiger 

(1) Gebührenpflichtiger ist,  

a) wer zur Tragung der Bestattungskosten gesetzlich verpflichtet ist, 
b) wer den Antrag auf Benutzung der Bestattungseinrichtung gestellt hat, 
c) wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erwirbt, 
d) wer den Auftrag zu einer Leistung erteilt hat, 
e) wer sich dem Markt Bürgstadt gegenüber zur Zahlung verpflichtet hat.  

(2) Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(3) Sind Angehörige eines Verstorbenen nicht vorhanden, so haftet der Nachlass.  

(4) Bei Verlängerung des Grabnutzungsrechtes sind die Grabnutzungsgebühren vom 
Grabnutzungsberechtigten zu tragen. 

§ 3 Entstehen und Fälligkeit 

(1) Die Grabnutzungsgebühr entsteht mit der Zuteilung oder der Verlängerung des 
Nutzungsrechts eines Grabs, und zwar 

a) bei der erstmaligen Zuteilung des Nutzungsrechts für die Dauer der Ruhefrist,  
b) bei der Verlängerung des Nutzungsrechts nach Ablauf der Ruhefrist für den Zeitraum der 
Verlängerung, 
c) bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer Urne in einem Grab, für das die 
Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, für die Zeit vom Ablauf des bisherigen 
Nutzungsrechts bis zum Ablauf der neuen Ruhefrist. Die Berechnung erfolgt monatsgenau 
und beginnt jeweils mit dem 1. des folgenden Monats. 

(2) Die Bestattungsgebühren (§ 6) entstehen mit der Inanspruchnahme der 
gebührenpflichtigen Leistung. 

(3) Die sonstigen Gebühren (§ 7) entstehen mit der Erbringung der Leistung durch die 
Friedhofsverwaltung. 



(4) Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig. 

§ 4 Grabnutzungsgebühren 

(1) Die Grabnutzungsgebühr beträgt pro Jahr für  

a) ein Einzelgrab 41,00 Euro 
b) ein Familiengrab 60,00 Euro 
c) ein Urnenwandgrab 55,00 Euro 
d) ein Urnenerdgrab (4 Urnen) 42,00 Euro 
e) ein Urnenerdgrab (3 Urnen) 47,00 Euro 
f) ein Kissensteingrab 61,00 Euro 
g) ein gärtnergepflegtes Urnengrab 53,00 Euro 
h) ein Urnengrab im anonymen Grabfeld 26,00 Euro 
  

(2) Bei einem Grabneuerwerb wird ein Gebührensatz für 15 bzw. 25 Jahre fällig. Diese 
gestalten sich wie folgt für 

a) ein Einzelgrab  1.025,00 Euro 
b) ein Familiengrab  1.500,00 Euro 
c) ein Urnenwandgrab  825,00 Euro 
d) ein Urnenerdgrab (4 Urnen) 630,00 Euro  
e) ein Urnenerdgrab (3 Urnen)  705,00 Euro 
f) ein Kissensteingrab 915,00 Euro 
g) ein gärtnergepflegtes Urnengrab 795,00 Euro 
h) ein Urnengrab im anonymen Grabfeld  390,00 Euro 
  

(3) Eine Verlängerung des Grabnutzungsrechtes ist mit Ausnahme der Urnengrabstätte im 
anonymen Urnenfeld, bis zu einer maximalen Verlängerung einer vollen Ruhezeit (15 bzw. 25 
Jahre), möglich. Hierfür wird der Jahresbetrag in Höhe der jeweiligen Grabnutzungsgebühr 
(multipliziert mit der Anzahl der zu verlängernden Jahre) erhoben. Bei einer Verlängerung der 
Ruhefrist wegen einer weiteren Belegung der Grabstätte gilt § 3 Abs. 1c). Das 
Grabnutzungsrecht im anonymen Grabfeld kann nicht verlängert werden. 

§ 5 Gebühr für die Nutzung von Leichenkammer und Aussegnungshalle  

(1) Für die Inanspruchnahme der Einrichtungen des Friedhofsträgers vor der Bestattung auf 
dem Friedhof Bürgstadt werden folgende Gebühren erhoben: 

a) Benutzung der Leichenkammer für die Aufbewahrung einer Leiche 
ohne Kühlung je angefangenen Nutzungstag 

 
47,00 Euro 

b) Benutzung der Leichenkammer für die Aufbewahrung einer Leiche 
mit Kühlung je angefangenem Nutzungstag 

 
71,00 Euro 

c) Benutzung der Leichenkammer für die Aufbewahrung einer Urne je 
angefangenem Nutzungstag 

 
23,00 Euro 

d) für die Benutzung der Aussegnungshalle 195,00 Euro 
  

§ 6 Bestattungsgebühren 

(1) Für die an einer Bestattung anfallenden Kosten, wie z. B. das Öffnen und 
Wiederverschließen einer Grabstätte, das Ausschmücken der Grabstätte durch 
Blumenschmuck, der Transport des Blumenschmuckes, die Aufbahrung des Sarges oder einer 
Urne, der Transport des Sarges oder der Urne, die Mithilfe bei der Trauerfeier, das verdecken 
des Erdaushubes, und sonstiger anfallender Aufwand, der durch das Ausheben von Erdreich 
entsteht sind folgende pauschale Gebühren zu entrichten: 



a) für die Sargbestattung einer über 12 Jahre alten Person 604,00 Euro 
b) für die Sargbestattung einer unter 12 Jahre alten Person 376,00 Euro 
c) für die Urnenbestattung in einer Erdgrabstätte 240,00 Euro 
d) für die Urnenbestattung in der Urnenwand 171,00 Euro 
e) für die Tieferlegung eines Sarges 88,00 Euro 
f) für das Tieferlegen einer Urne 26,00 Euro 
g) für den Aushub einer Grabstätte bei über 20 cm tief gefrorenem Boden  
    bei einer Sargbestattung ein Zuschlag von 50,00 Euro 
    bei einer Urnenbestattung ein Zuschlag von 25,00 Euro 
    bei einer Urnenbestattung mit Tieferlegung ein Zuschlag von 30,00 Euro 
  

(2) Für das Zugänglichmachen der Angehörigen zu den Leichenkammern und für die Reinigung 
der Leichenkammern, der Aussegnungshalle und der Urnenhalle wird eine pauschale Gebühr 
von 124,00 Euro erhoben. 

(3) Für das Ausgraben von Leichen, die nicht vom Friedhofsträger selbst aus zwingenden 
Gründen veranlasst wird, werden folgende pauschalen Gebühren erhoben: 

a) bei einer Liegezeit bis zu 15 Jahre 717,00 Euro 
b) bei einer Liegezeit über 15 Jahren 717,00 Euro 
c) einer Urne 300,00 Euro 
  

Für die Ausgrabung von Kinderleichen gemäß dem Alter nach Abs. 1b) beträgt die Gebühr 
jeweils 50 % der unter a) und b) genannten Gebühren. Das Wiederöffnen eines Grabes zum 
Zwecke der Umbettung, nachträglichen Einäscherung oder Überführung wird nur mit 
Zustimmung der Kreisverwaltungsbehörde gemäß § 9 und § 3 der 2. BestV in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 Satz 1 der BestV genehmigt.  

(4) Für eine Wiederbestattung nach einer Ausgrabung werden folgende pauschale Gebühren 
erhoben: 

a) bei einer Liegezeit bis zu 15 Jahren 562,00 Euro 
b) bei einer Liegezeit über 15 Jahren 562,00 Euro 
c)einer Urne 200,00 Euro 
  

Für die Ausgrabung von Kinderleichen gemäß dem Alter nach Abs. 1 b) beträgt die Gebühr 
jeweils 50 % der unter a) und b) genannten Gebühren. 

(5) Für die Gestellung von Sargträgern wird folgende pauschale Gebühr erhoben: 

Je Person  49,00 Euro 
  

§ 7 Sonstige Gebühren 

(1) Der Friedhofsträger erhebt folgende Gebühren: 

a) Ausstellen einer Graburkunde 16,00 Euro 
b) für das Entscheiden über die Zulassung eines Grabmals 15,00 Euro 
c) für das Entscheiden über die Zulassung der Gestaltung einer Grabplatte 
an der Urnenwand 

 
15,00 Euro 

d) für die Verlängerung des Nutzungsrechts 10,00 Euro 
e) für die Erteilung einer Genehmigung zum Befahren des Friedhofs mit 
Kraftfahrzeugen zur Vornahme von gewerblichen Tätigkeiten 

 
30,00 Euro 

f) für die Entscheidung zum Antrag eines Gewerbetreibenden auf 
Ausstellung eines Berechtigungsscheines 

 
90,00 Euro 

g) für das Ausstellen sonstiger Genehmigungen 8,00 Euro 



h) für die Grabpflege aufgelassener Erdgräber (Urnenerd-, Einzel- oder 
Familiengrab, pro angefangenes Jahr nach der Auflassung, bis zum Ende 
der Ruhefrist 

 
 

30,00 Euro 
  

(2) Für Amtshandlungen, für die in dieser Satzung keine Gebühren festgesetzt sind, werden 
Gebühren in Höhe vergleichbarer Leistungen nach dieser Satzung erhoben. Bei der 
Gebührenfeststellung werden insbesondere Art, Leistung und Umfang der Beanspruchung der 
gemeindlichen Einrichtungen berücksichtigt.  

§ 8 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.09.2023 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührensatzung vom 01.12.20214 außer Kraft. 

 

Bürgstadt,  

 

 

Grün 
1. Bürgermeister 
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